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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 359/2012 DER KOMMISSION 

vom 25. April 2012 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Metam gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 78 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates ( 2 ) in Bezug auf das Verfahren und die Bedingungen 
für die Genehmigung von Wirkstoffen, bezüglich derer 
die Vollständigkeit gemäß Artikel 16 der Verordnung 
(EG) Nr. 33/2008 der Kommission vom 17. Januar 
2008 mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie 
91/414/EWG des Rates in Bezug auf ein reguläres und 
ein beschleunigtes Verfahren für die Bewertung von 
Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 Absatz 2 dieser 
Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, die nicht in An­
hang I dieser Richtlinie aufgenommen wurden ( 3 ), fest­
gestellt wurde. Metam gehört zu den Wirkstoffen, für 
die die Vollständigkeit gemäß der genannten Verordnung 
festgestellt wurde. 

(2) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 ( 4 ) und (EG) 
Nr. 1490/2002 ( 5 ) der Kommission wurden die Durch­
führungsbestimmungen für die zweite und dritte Stufe 
des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der 
Richtlinie 91/414/EWG sowie Listen der Wirkstoffe fest­
gelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG bewertet werden 
sollen. In diesen Listen ist auch Metam aufgeführt. Mit 
der Entscheidung 2009/562/EG des Rates vom 13. Juli 
2009 über die Nichtaufnahme von Metam in Anhang I 

der Richtlinie 91/414/EWG und den Widerruf der Zu­
lassungen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirk­
stoff ( 6 ) wurde beschlossen, Metam nicht in Anhang I 
der Richtlinie 91/414/EWG aufzunehmen. 

(3) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG 
stellte der ursprüngliche Antragsteller (im Folgenden „der 
Antragsteller“) einen neuen Antrag, in dem er die An­
wendung des beschleunigten Verfahrens nach den Arti­
keln 14 bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 be­
antragt. 

(4) Der Antrag wurde an Belgien gerichtet, das mit der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1490/2002 als berichterstattender Mit­
gliedstaat benannt worden war. Die Frist für das be­
schleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die Spezifika­
tion des Wirkstoffs und die vorgesehenen Anwendungen 
sind identisch mit denjenigen, die Gegenstand der Ent­
scheidung 2009/562/EG waren. Der Antrag genügt fer­
ner den übrigen inhaltlichen und verfahrenstechnischen 
Anforderungen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 33/2008. 

(5) Belgien hat die vom Antragsteller vorgelegten zusätzli­
chen Daten bewertet und einen Zusatzbericht erstellt. 
Diesen Bericht übermittelte es am 31. August 2010 der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Fol­
genden „die Behörde“) und der Kommission. 

(6) Die Behörde leitete den Zusatzbericht zur Stellungnahme 
an die übrigen Mitgliedstaaten und den Antragsteller wei­
ter und übermittelte der Kommission die bei ihr einge­
gangenen Stellungnahmen. Nach Artikel 20 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 33/2008 und auf Ersuchen der 
Kommission legte die Behörde der Kommission am 8. Au­
gust 2011 ihre Schlussfolgerung zu Metam ( 7 ) vor. Der 
Entwurf des Bewertungsberichts, der Zusatzbericht und
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die Schlussfolgerung der Behörde wurden von den Mit­
gliedstaaten und der Kommission im Ständigen Aus­
schuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit ge­
prüft und am 9. März 2012 in Form des Überprüfungs­
berichts der Kommission für Metam abgeschlossen. 

(7) Der Zusatzbericht des berichterstattenden Mitgliedstaats 
und die neuen Schlussfolgerungen der Behörde konzen­
trieren sich auf die Bedenken, die zur Nichtaufnahme 
geführt hatten. Diese Bedenken betrafen insbesondere 
den Umstand, dass kein Nachweis über die Annehmbar­
keit der Verbraucherexposition möglich war, sowie das 
Fehlen von Daten zum Verhalten der Verunreinigung 
N,N-Dimethylthiourea (DMTU) in der Umwelt. 

(8) Die vom Antragsteller vorgelegten neuen Informationen 
haben ergeben, dass die Exposition der Verbraucher als 
annehmbar eingestuft werden kann und das Verhalten 
von DMTU in der Umwelt keine unannehmbaren Aus­
wirkungen zur Folge hat. 

(9) Somit wurden die besonderen Bedenken, die zur Nicht­
aufnahme geführt hatten, durch die vom Antragsteller 
vorgelegten zusätzlichen Informationen ausgeräumt. 

(10) Den verschiedenen Untersuchungen zufolge kann davon 
ausgegangen werden, dass metamhaltige Pflanzenschutz­
mittel die Anforderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 
Buchstaben a und b der Richtlinie 91/414/EWG grund­
sätzlich erfüllen, insbesondere hinsichtlich der untersuch­
ten und im Überprüfungsbericht der Kommission ge­
nannten Anwendungen. Daher sollte der Wirkstoff Me­
tam gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 geneh­
migt werden. 

(11) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 in Verbindung mit deren Artikel 6 und an­
gesichts des derzeitigen wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnisstands sind jedoch bestimmte Auflagen 
und Einschränkungen notwendig. 

(12) Unbeschadet der Schlussfolgerung, dass Metam geneh­
migt werden sollte, ist es daher insbesondere angezeigt, 
weitere bestätigende Informationen anzufordern. 

(13) Vor der Erteilung der Genehmigung sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten 
und den Betroffenen zu ermöglichen, sich auf die daraus 
entstehenden neuen Anforderungen vorzubereiten. 

(14) Unbeschadet der in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
festgelegten Verpflichtungen aufgrund der Genehmigung 
sollte angesichts der besonderen Situation, die der Über­
gang von der Richtlinie 91/414/EWG zur Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 mit sich bringt, Folgendes gelten. 
Den Mitgliedstaaten sollte nach der Erteilung der Geneh­
migung eine Frist gewährt werden, während der sie die 
Zulassungen für metamhaltige Pflanzenschutzmittel über­
prüfen können, die gemäß Artikel 3 der Entscheidung 
2009/562/EG für bestimmte Anwendungen beibehalten 
wurden. Bei der Festlegung dieser Frist ist die genannte 
Bestimmung zu berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten soll­
ten geltende Zulassungen je nach Sachlage ändern, erset­
zen oder widerrufen. 

(15) Gewähren Mitgliedstaaten gemäß Artikel 46 der Verord­
nung (EG) Nr. 1107/2009 eine Aufbrauchfrist für 
metamhaltige Pflanzenschutzmittel, so sollte bei der 

Festlegung dieser Frist Artikel 4 der Entscheidung 
2009/562/EG berücksichtigt werden. Eine entsprechende 
Aufbrauchfrist sollte daher spätestens am 31. Dezember 
2014 enden. 

(16) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ) bewertet wurden, in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass 
bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern geltender 
Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs Schwierigkei­
ten auftreten können. Um weitere Schwierigkeiten zu 
vermeiden, erscheint es daher notwendig, die Pflichten 
der Mitgliedstaaten zu klären, insbesondere die Pflicht, 
zu überprüfen, ob der Inhaber einer Zulassung den Zu­
gang zu Unterlagen nachweisen kann, die den Anforde­
rungen des Anhangs II der genannten Richtlinie genügen. 
Diese Klärung hat jedoch nicht zur Folge, dass den Mit­
gliedstaaten oder den Zulassungsinhabern neue Pflichten 
gegenüber den bislang erlassenen Richtlinien zur Ände­
rung des Anhangs I der genannten Richtlinie oder den 
Verordnungen zur Genehmigung von Wirkstoffen auf­
erlegt werden. 

(17) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 
2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe ( 2 ) entspre­
chend geändert werden. 

(18) Im Interesse der Klarheit sollte die Entscheidung 
2009/562/EG aufgehoben werden. 

(19) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Metam wird unter den 
ebenfalls in Anhang I genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Neubewertung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ändern oder 
widerrufen die Mitgliedstaaten bis 31. Dezember 2014 erforder­
lichenfalls geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die 
Metam als Wirkstoff enthalten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der vorliegenden Verordnung — mit Aus­
nahme der Bedingungen in Teil B der Spalte „Sonderbestim­
mungen“ dieses Anhangs — erfüllt sind und ob der Zulassungs­
inhaber Unterlagen besitzt oder Zugang zu Unterlagen hat, die

DE L 114/2 Amtsblatt der Europäischen Union 26.4.2012 

( 1 ) ABl. L 366 vom 15.12.1992, S. 10. 
( 2 ) ABl. L 153 vom 11.6.2011, S. 1.



den Anforderungen von Anhang II der Richtlinie 91/414/EWG 
im Einklang mit deren Artikel 13 Absätze 1 bis 4 und Arti­
kel 62 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 entsprechen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Metam entweder 
als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirkstoffen 
enthält, die alle bis 30. Juni 2012 im Anhang der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 aufgeführt worden sind, 
einer Neubewertung nach den einheitlichen Grundsätzen gemäß 
Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, ba­
sierend auf Unterlagen, die den Anforderungen von Anhang III 
der Richtlinie 91/414/EWG genügen, und unter Berücksichti­
gung von Teil B der Spalte „Sonderbestimmungen“ in Anhang 
I der vorliegenden Verordnung. Sie entscheiden auf der Grund­
lage dieser Bewertung, ob das Pflanzenschutzmittel die Bedin­
gungen gemäß Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 erfüllt. 

Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Metam als einzigen Wirk­
stoff, so wird die Zulassung erforderlichenfalls bis 30. Juni 
2016 geändert oder widerrufen. 

b) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Metam als einen von meh­
reren Wirkstoffen, so wird die Zulassung erforderlichenfalls 
entweder bis 30. Juni 2016 oder bis zu dem Datum geändert 
bzw. widerrufen, das für eine solche Änderung oder einen 
solchen Widerruf in der oder den Rechtsvorschrift(en) fest­
gelegt ist, durch die der oder die betreffende(n) Wirkstoff(e) 

in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen bzw. 
genehmigt wurde(n); maßgebend ist das späteste Datum. 

Artikel 3 

Aufbrauchfrist 

Ändern oder widerrufen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 Absatz 
1 eine geltende Zulassung, so muss die von ihnen nach Arti­
kel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 gewährte Auf­
brauchfrist so kurz wie möglich sein und spätestens am 31. De­
zember 2014 enden. 

Artikel 4 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 
wird entsprechend Anhang II der vorliegenden Verordnung ge­
ändert. 

Artikel 5 

Aufhebung 

Die Entscheidung 2009/562/EG wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Juli 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 25. April 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

Metam 

CAS-Nr. 144-54-7 

CIPAC-Nr. 20 

Methyldithiocarbamin­
säure 

≥ 965 g/kg 

(ausgedrückt als Metam- 
Natrium bezogen auf die 
Trockenmasse) 

≥ 990 g/kg 

(ausgedrückt als Metam-Kalium 
bezogen auf die Trockenmasse) 

Relevante Verunreinigungen: 

Methylisothiocyanat (MITC) 

— höchstens 12 g/kg bezogen 
auf die Trockenmasse 
(Metam-Natrium); 

— höchstens 0,42 g/kg bezo­
gen auf die Trockenmasse 
(Metam-Kalium) 

N,N’-Dimethylthiourea (DMTU) 

— höchstens 23 g/kg bezogen 
auf die Trockenmasse 
(Metam-Natrium); 

— höchstens 6 g/kg bezogen 
auf die Trockenmasse 
(Metam-Kalium) 

1. Juli 2012 30. Juni 2022 TEIL A 

Nur Anwendungen als Nematizid, Fungizid, Herbizid und Insektizid mittels Einsprit­
zung in den Boden vor dem Anpflanzen dürfen zugelassen werden, beschränkt auf eine 
Anwendung in jedem dritten Jahr auf demselben Feld. 

Die Anwendung darf im Freiland mittels Einspritzung in den Boden oder mittels 
Tröpfchenbewässerung zugelassen werden, in Gewächshäusern nur mittels Tröpfchen­
bewässerung. Für die Tröpfchenbewässerung ist die Verwendung einer gasdichten 
Kunststoff-Folie vorzuschreiben. 

Die maximale Aufwandmenge beträgt bei Anwendungen im Freiland 153 kg/ha (dies 
entspricht 86,3 kg/ha MITC). 

Die Zulassungen müssen auf professionelle Anwender beschränkt werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Aus­
schuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 9. März 2012 abgeschlossenen 
Überprüfungsberichts zu Metam und insbesondere dessen Anlagen I und II zu berück­
sichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgendes: 

a) den Schutz der Anwender; sie stellen sicher, dass die Anwendungsbedingungen 
Maßnahmen zur Risikominderung umfassen, zum Beispiel eine angemessene per­
sönliche Schutzausrüstung und eine Beschränkung der täglichen Arbeitszeit; 

b) den Schutz der Arbeiter; sie stellen sicher, dass die Anwendungsbedingungen Maß­
nahmen zur Risikominderung umfassen, zum Beispiel eine angemessene persönliche 
Schutzausrüstung, eine Wiederbetretungsfrist und eine Beschränkung der täglichen 
Arbeitszeit; 

c) den Schutz von Umstehenden und Anwohnern; sie stellen sicher, dass die Anwen­
dungsbedingungen Maßnahmen zur Risikominderung umfassen, zum Beispiel die 
Einrichtung einer angemessenen Pufferzone während der Anwendung und 24 Stun­
den darüber hinaus zwischen dem Anwendungsbereich und bewohnten Gebieten 
sowie öffentlichen Bereichen, einschließlich der Pflicht zum Anbringen von Warn­
schildern und Bodenmarkierungen; 

d) den Grundwasserschutz, wenn der Wirkstoff in Regionen mit empfindlichen Böden 
und/oder schwierigen klimatischen Bedingungen ausgebracht wird; sie stellen sicher, 
dass die Anwendungsbedingungen Maßnahmen zur Risikominderung umfassen, 
zum Beispiel eine angemessene Pufferzone; 

e) das Risiko für Nichtzielorganismen; sie stellen sicher, dass die Anwendungsbedin­
gungen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikominderung umfassen.
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Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

Der Antragsteller hat bezüglich Methylisothiocyanat bestätigende Informationen vor­
zulegen über 

1. die Bewertung des Potenzials eines weiträumigen atmosphärischen Transports und 
damit zusammenhängender Umweltrisiken; 

2. die mögliche Grundwasserkontamination. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitgliedstaaten und der Behörde die 
betreffenden Informationen bis zum 31. Mai 2014. 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation der Wirkstoffe sind im betreffenden Prüfungsbericht enthalten.
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ANHANG II 

In Teil B des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt: 

Nr. 
Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

„22 Metam 

CAS-Nr. 144-54-7 

CIPAC-Nr. 20 

Methyldithiocarba­
minsäure 

≥ 965 g/kg 

(ausgedrückt als Metam-Natrium 
bezogen auf die Trockenmasse) 

≥ 990 g/kg 

(ausgedrückt als Metam-Kalium be­
zogen auf die Trockenmasse) 

Relevante Verunreinigungen: 

Methylisothiocyanat (MITC) 

— höchstens 12 g/kg bezogen auf 
die Trockenmasse (Metam-Na­
trium); 

— höchstens 0,42 g/kg bezogen 
auf die Trockenmasse (Metam- 
Kalium) 

N,N’-Dimethylthiourea (DMTU) 

— höchstens 23 g/kg bezogen auf 
die Trockenmasse (Metam-Na­
trium); 

— höchstens 6 g/kg bezogen auf 
die Trockenmasse (Metam-Kali­
um) 

1. Juli 2012 30. Juni 2022 TEIL A 

Nur Anwendungen als Nematizid, Fungizid, Herbizid und Insektizid mittels Ein­
spritzung in den Boden vor dem Anpflanzen dürfen zugelassen werden, beschränkt 
auf eine Anwendung in jedem dritten Jahr auf demselben Feld. 

Die Anwendung darf im Freiland mittels Einspritzung in den Boden oder mittels 
Tröpfchenbewässerung zugelassen werden, in Gewächshäusern nur mittels Tröpf­
chenbewässerung. Für die Tröpfchenbewässerung ist die Verwendung einer gasdich­
ten Kunststoff-Folie vorzuschreiben. 

Die maximale Aufwandmenge beträgt bei Anwendungen im Freiland 153 kg/ha 
(dies entspricht 86,3 kg/ha MITC). 

Die Zulassungen müssen auf professionelle Anwender beschränkt werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen 
Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 9. März 2012 abge­
schlossenen Überprüfungsberichts zu Metam und insbesondere dessen Anlagen I 
und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgendes: 

a) den Schutz der Anwender; sie stellen sicher, dass die Anwendungsbedingungen 
Maßnahmen zur Risikominderung umfassen, zum Beispiel eine angemessene 
persönliche Schutzausrüstung und eine Beschränkung der täglichen Arbeitszeit; 

b) den Schutz der Arbeiter; sie stellen sicher, dass die Anwendungsbedingungen 
Maßnahmen zur Risikominderung umfassen, zum Beispiel eine angemessene 
persönliche Schutzausrüstung, eine Wiederbetretungsfrist und eine Beschränkung 
der täglichen Arbeitszeit; 

c) den Schutz von Umstehenden und Anwohnern; sie stellen sicher, dass die An­
wendungsbedingungen Maßnahmen zur Risikominderung umfassen, zum Bei­
spiel die Einrichtung einer angemessenen Pufferzone während der Anwendung 
und 24 Stunden darüber hinaus zwischen dem Anwendungsbereich und be­
wohnten Gebieten sowie öffentlichen Bereichen, einschließlich der Pflicht zum 
Anbringen von Warnschildern und Bodenmarkierungen; 

d) den Grundwasserschutz, wenn der Wirkstoff in Regionen mit empfindlichen 
Böden und/oder schwierigen klimatischen Bedingungen ausgebracht wird; sie 
stellen sicher, dass die Anwendungsbedingungen Maßnahmen zur Risikomin­
derung umfassen, zum Beispiel eine angemessene Pufferzone;
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Nr. 
Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

e) das Risiko für Nichtzielorganismen; sie stellen sicher, dass die Anwendungs­
bedingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikominderung umfassen. 

Der Antragsteller hat bezüglich Methylisothiocyanat bestätigende Informationen 
vorzulegen über 

1. die Bewertung des Potenzials eines weiträumigen atmosphärischen Transports 
und damit zusammenhängender Umweltrisiken; 

2. die mögliche Grundwasserkontamination. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitgliedstaaten und der Behörde 
die betreffenden Informationen bis zum 31. Mai 2014.“ 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation der Wirkstoffe sind im betreffenden Prüfungsbericht enthalten.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 360/2012 DER KOMMISSION 

vom 25. April 2012 

über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse erbringen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union („AEUV“), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates vom 
7. Mai 1998 über die Anwendung der Artikel 92 und 93 des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft auf be­
stimmte Gruppen horizontaler Beihilfen ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz 1, 

nach Veröffentlichung des Entwurfs dieser Verordnung ( 2 ), 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für staatliche Bei­
hilfen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 994/98 wird die Kommis­
sion ermächtigt, durch Verordnung einen Schwellenwert 
festzusetzen, bis zu dem Beihilfen als Maßnahmen ange­
sehen werden, die nicht alle Tatbestandsmerkmale von 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV erfüllen und daher nicht 
dem Anmeldeverfahren nach Artikel 108 Absatz 3 un­
terliegen. 

(2) Auf der Grundlage der genannten Verordnung hat die 
Kommission insbesondere die Verordnung (EG) Nr. 
1998/2006 vom 15. Dezember 2006 über die Anwen­
dung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“- 
Beihilfen ( 3 ) erlassen, in der ein allgemeiner De-minimis- 
Höchstbetrag von 200 000 EUR je Beihilfeempfänger in 
einem Zeitraum von drei Steuerjahren festgesetzt ist. 

(3) Die Erfahrung der Kommission mit der Anwendung der 
Beihilfevorschriften auf Unternehmen, die Dienstleistun­
gen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne 
von Artikel 106 Absatz 2 AEUV erbringen, hat gezeigt, 
dass der Höchstbetrag, bis zu dem davon ausgegangen 
werden kann, dass die diesen Unternehmen gewährten 
Vorteile den Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht be­
einträchtigen und/oder den Wettbewerb nicht verfälschen 
oder zu verfälschen drohen, in einigen Fällen von dem 
mit der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 festgesetzten 
allgemeinen De-minimis-Höchstbetrag abweichen kann. 
Denn zumindest einige dieser Vorteile dürften einen Aus­
gleich für die mit der Erbringung von Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse verbundenen 
zusätzlichen Kosten darstellen. Zudem sind viele Tätig­

keiten, die als Erbringung von Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse anzusehen sind, auf 
ein bestimmtes geografisches Gebiet begrenzt. Es ist da­
her zweckmäßig, neben der Verordnung (EG) Nr. 
1998/2006 eine Verordnung mit spezifischen De-mini­
mis-Vorschriften für Unternehmen einzuführen, die 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte­
resse erbringen. Daher sollte ein Höchstbetrag für De- 
minimis-Beihilfen, die ein Unternehmen über einen be­
stimmten Zeitraum insgesamt erhalten darf, festgelegt 
werden. 

(4) Nach Erfahrung der Kommission sollte davon ausgegan­
gen werden, dass Beihilfen zugunsten von Unternehmen, 
die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse erbringen, den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
nicht beeinträchtigen und/oder den Wettbewerb nicht 
verfälschen oder zu verfälschen drohen, sofern der Bei­
hilfebetrag, den das begünstigte Unternehmen als Aus­
gleich für die Erbringung von Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse erhält, über einen 
Zeitraum von drei Steuerjahren insgesamt 500 000 EUR 
nicht übersteigt. In Anbetracht der Entwicklungen im 
Personenkraftverkehr und des vorwiegend lokalen Cha­
rakters der in diesem Bereich erbrachten Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ist es nicht 
zweckmäßig, für diesen Bereich einen niedrigeren 
Höchstbetrag anzusetzen; auch hier sollte ein Höchst­
betrag von 500 000 EUR gelten. 

(5) Für die Prüfung, ob dieser Höchstbetrag eingehalten wur­
de, sind die Steuerjahre zugrunde zu legen, die für das 
Unternehmen in dem betreffenden Mitgliedstaat für Steu­
erzwecke herangezogen werden. Der dabei zugrunde zu 
legende Zeitraum von drei Jahren ist fließend, d. h. bei 
jeder Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe ist die Ge­
samtsumme der im laufenden Steuerjahr sowie in den 
vorangegangenen zwei Steuerjahren gewährten De-mini­
mis-Beihilfen zu ermitteln. Zu berücksichtigen sind auch 
von einem Mitgliedstaat gewährte Beihilfen, selbst wenn 
diese ganz oder teilweise aus Unionsmitteln finanziert 
werden. Es sollte ausgeschlossen werden, dass über den 
zulässigen Höchstbetrag hinausgehende Beihilfebeträge in 
mehrere kleinere Tranchen aufgeteilt werden können, da­
mit sie in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen. 

(6) Diese Verordnung sollte nur für Beihilfen für die Erbrin­
gung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli­
chem Interesse gelten. Das begünstigte Unternehmen 
sollte daher schriftlich mit der Erbringung der Dienstleis­
tung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, für die 
die Beihilfe bestimmt ist, betraut werden. Das mit der 
Erbringung der Dienstleistung von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse betraute Unternehmen sollte dem 
Betrauungsakt Einzelheiten zu dem Auftrag entnehmen 
können, der Betrauungsakt muss jedoch nicht unbedingt
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alle Details enthalten, die im Beschluss 2012/21/EU der 
Kommission vom 20. Dezember 2011 über die Anwen­
dung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Bei­
hilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten be­
stimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte­
resse betraut sind ( 1 ), aufgeführt sind. 

(7) Da für die Bereiche Primärerzeugung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, Fischerei, Aquakultur und Straßengüterver­
kehr besondere Vorschriften gelten, in diesen Bereichen 
tätige Unternehmen selten mit Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut werden und 
die Gefahr besteht, dass selbst Beihilfen, die unterhalb des 
in dieser Verordnung festgesetzten Höchstbetrags die Tat­
bestandsmerkmale des Artikels 107 Absatz 1 EG-Vertrag 
erfüllen, sollte diese Verordnung nicht für die genannten 
Bereiche gelten. Im Falle von Unternehmen, die in den 
Bereichen Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse, Fischerei, Aquakultur und Straßengüterverkehr, 
aber auch in anderen Bereichen und Tätigkeiten tätig 
sind, sollte diese Verordnung für diese anderen Bereiche 
oder Tätigkeiten (wie z. B. das Einsammeln von Abfällen 
aus dem Meer) gelten, sofern die Mitgliedstaaten durch 
geeignete Mittel wie die Trennung der Tätigkeiten oder 
die Unterscheidung der Kosten sicherstellen, dass für die 
Tätigkeit in den von dieser Verordnung ausgenommenen 
Bereichen keine De-minimis-Beihilfe nach dieser Verord­
nung gewährt wird. Die Mitgliedstaaten können dieser 
Verpflichtung insbesondere dadurch nachkommen, dass 
sie den Betrag der De-minimis-Beihilfe auf den Ausgleich 
der durch die Dienstleistung verursachten Kosten, ein­
schließlich eines angemessenen Gewinns, beschränken. 
Diese Verordnung sollte nicht für den Kohlesektor gelten, 
da sich dieser durch besondere Merkmale auszeichnet 
und in diesem Bereich tätige Unternehmen selten mit 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte­
resse betraut werden. 

(8) Aufgrund der Ähnlichkeiten zwischen der Verarbeitung 
und Vermarktung von landwirtschaftlichen und nicht­
landwirtschaftlichen Erzeugnissen sollte diese Verordnung 
unter bestimmten Voraussetzungen auch für die Ver­
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse gelten. Als Verarbeitung oder Vermarktung sollten 
in diesem Zusammenhang weder Tätigkeiten eines land­
wirtschaftlichen Betriebs zur Vorbereitung eines Erzeug­
nisses für den Erstverkauf wie das Ernten, Mähen und 
Dreschen von Getreide, das Verpacken von Eiern usw. 
noch der Erstverkauf an Wiederverkäufer oder Verarbeiter 
angesehen werden. 

(9) Sobald die Union eine Regelung über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für einen bestimmten 
Agrarsektor erlassen hat, sind die Mitgliedstaaten nach 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs ( 2 ) verpflichtet, 
sich aller Maßnahmen zu enthalten, die diese Regelung 
unterlaufen oder Ausnahmen von ihr schaffen. Aus die­
sem Grund sollten Beihilfen, deren Höhe sich nach dem 

Preis oder der Menge der erworbenen oder angebotenen 
Erzeugnisse richtet, vom Geltungsbereich dieser Verord­
nung ausgenommen werden. Ebenfalls ausgenommen 
werden sollten De-minimis-Beihilfen, die an die Verpflich­
tung gebunden sind, die Beihilfen mit den Primärerzeu­
gern zu teilen. 

(10) Diese Verordnung sollte weder für De-minimis-Ausfuhr­
beihilfen gelten noch für De-minimis-Beihilfen, durch die 
heimische Erzeugnisse Vorrang vor eingeführten Waren 
erhalten. 

(11) Diese Verordnung sollte nicht für Unternehmen in 
Schwierigkeiten im Sinne der Leitlinien der Gemeinschaft 
für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturie­
rung von Unternehmen in Schwierigkeiten ( 3 ) gelten, da 
es nicht zweckmäßig ist, Unternehmen in Schwierigkei­
ten Betriebsbeihilfen zu gewähren, wenn kein Umstruk­
turierungskonzept vorliegt, und es im Falle der Gewäh­
rung von Beihilfen zugunsten von Unternehmen dieser 
Art schwierig ist, das Bruttosubventionsäquivalent zu be­
stimmen. 

(12) Im Einklang mit den Grundsätzen für die Gewährung 
von Beihilfen, die unter Artikel 107 Absatz 1 AEUV 
fallen, sollte für De-minimis-Beihilfen als Bewilligungszeit­
punkt der Zeitpunkt gelten, zu dem das Unternehmen 
nach dem geltenden einzelstaatlichen Recht einen Rechts­
anspruch auf die Beihilfe erwirbt. 

(13) Um eine Umgehung der in verschiedenen Unionsrechts­
akten vorgesehenen Beihilfehöchstintensitäten zu verhin­
dern, sollten De-minimis-Beihilfen nicht mit anderen 
staatlichen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten 
kumuliert werden dürfen, wenn die aus dieser Kumulie­
rung resultierende Beihilfeintensität die Beihilfeintensität 
übersteigen würde, die im Einzelfall in einer Gruppenfrei­
stellungsverordnung oder einem Beschluss der Kommis­
sion festgelegt ist. 

(14) Diese Verordnung sollte nicht die Anwendung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1998/2006 auf Unternehmen beein­
trächtigen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse erbringen. Es sollte den Mitglied­
staaten freistehen, sich bei Beihilfen für die Erbringung 
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse auf diese Verordnung oder auf die Verordnung 
(EG) Nr. 1998/2006 zu stützen. 

(15) Der Gerichtshof hat in seinem Altmark-Urteil ( 4 ) eine 
Reihe von Voraussetzungen festgelegt, die erfüllt sein 
müssen, damit eine Ausgleichsleistung für die Erbringung 
einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse keine staatliche Beihilfe darstellt. Diese Voraus­
setzungen stellen sicher, dass die Ausgleichsleistung, die 
auf die dem effizient wirtschaftenden Unternehmen 
durch die Erbringung einer Dienstleistung von allgemei­
nem wirtschaftlichem Interesse entstehenden Nettokosten
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begrenzt ist, keine staatliche Beihilfe im Sinne des Arti­
kels 107 Absatz 1 AEUV darstellt. Ausgleichsleistungen, 
die über diese Nettokosten hinausgehen, gelten als staat­
liche Beihilfe, die nach den anwendbaren Beihilfevor­
schriften der Union als mit dem Binnenmarkt vereinbar 
erklärt werden können. Um zu vermeiden, dass diese 
Verordnung angewandt wird, um die im Altmark-Urteil 
festgelegten Voraussetzungen zu umgehen, oder dass 
nach dieser Verordnung De-minimis-Beihilfen gewährt 
werden, die aufgrund einer Kumulierung mit anderen 
Ausgleichsleistungen für dieselbe Dienstleistung von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse den Handel bein­
trächtigen, sollten De-minimis-Beihilfen, die nach dieser 
Verordnung gewährt werden, mit keinen anderen Aus­
gleichsleistungen für dieselbe Dienstleistung kumuliert 
werden, und zwar unabhängig davon, ob es sich im 
Sinne des Altmark-Urteils um eine staatliche Beihilfe han­
delt oder ob sie nach dem Beschluss 2012/21/EU oder 
nach der Mitteilung der Kommission – Rahmen der Eu­
ropäischen Union für staatliche Beihilfen in Form von 
Ausgleichsleistungen für die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen (2011) ( 1 ) mit dem Binnenmarkt verein­
bar wären. Deshalb sollte diese Verordnung nicht für 
Ausgleichsleistungen für die Erbringung einer Dienstleis­
tung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gelten, 
für die auch andere Formen von Ausgleichsleistungen 
gewährt werden, es sei denn, es handelt sich bei der 
anderen Ausgleichsleistung um eine De-minimis-Beihilfe, 
die auf der Grundlage anderer De-minimis-Verordnungen 
gewährt wurde, und die Kumulierungsregeln dieser Ver­
ordnung wurden eingehalten. 

(16) Aus Gründen der Transparenz, Gleichbehandlung und 
korrekten Anwendung des De-minimis-Höchstbetrags soll­
ten alle Mitgliedstaaten dieselbe Berechnungsmethode an­
wenden. Um diese Berechnung zu vereinfachen, sollten 
im Einklang mit der bisherigen Praxis bei der Anwen­
dung der De-minimis-Vorschrift Beihilfen, die nicht in 
Form eines Barzuschusses gewährt werden, in ihr Brutto­
subventionsäquivalent umgerechnet werden. Die Berech­
nung des Subventionsäquivalents anderer transparenter 
Beihilfeformen als einer in Form eines Zuschusses oder 
in mehreren Tranchen gewährten Beihilfe sollte auf der 
Grundlage der zum Bewilligungszeitpunkt geltenden 
marktüblichen Zinssätze erfolgen. Im Sinne einer einheit­
lichen, transparenten und einfachen Anwendung der Bei­
hilfevorschriften sollten für die Zwecke dieser Verord­
nung die Referenzzinssätze als marktübliche Zinssätze 
zugrunde gelegt werden; diese sind in der Mitteilung 
der Kommission über die Änderung der Methode zur 
Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze ( 2 ) auf­
geführt. 

(17) Im Interesse der Transparenz, der Gleichbehandlung und 
einer wirksamen Überwachung sollte diese Verordnung 
nur für transparente De-minimis-Beihilfen gelten. Eine Bei­
hilfe ist dann transparent, wenn sich ihr Bruttosubventi­
onsäquivalent im Voraus genau berechnen lässt, ohne 
dass eine Risikobewertung erforderlich ist. Eine solche 
präzise Berechnung ist beispielsweise bei Zuschüssen, 
Zinszuschüssen und begrenzten Steuerbefreiungen mög­
lich. Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen sollten 
nicht als transparente De-minimis-Beihilfen angesehen 

werden, es sei denn, der Gesamtbetrag der zugeführten 
öffentlichen Mittel liegt unter zulässigen De-minimis- 
Höchstbetrag. Beihilfen in Form von Risikokapitalmaß­
nahmen im Sinne der Leitlinien der Gemeinschaft für 
staatliche Beihilfen zur Förderung von Risikokapitalinves­
titionen in kleine und mittlere Unternehmen ( 3 ) sollten 
nicht als transparente De-minimis-Beihilfen angesehen 
werden, es sei denn, die betreffende Risikokapitalregelung 
sieht für jedes Zielunternehmen Kapitalzuführungen nur 
bis zum De-minimis-Höchstbetrag vor. Beihilfen in Form 
von Darlehen sollten als transparente De-minimis-Beihil­
fen behandelt werden, wenn das Bruttosubventionsäqui­
valent auf der Grundlage der zum Bewilligungszeitpunkt 
geltenden marktüblichen Zinssätze berechnet worden ist. 

(18) Im Falle von Garantieregelungen, die keine Beeinträchti­
gung des Handels oder Verfälschung des Wettbewerbs 
bewirken können und hinsichtlich deren ausreichend Da­
ten verfügbar sind, um jegliche möglichen Wirkungen 
verlässlich festzustellen, ist es erforderlich, Rechtssicher­
heit zu schaffen. Diese Verordnung sollte deshalb den 
allgemeinen De-minimis-Höchstbetrag von 500 000 EUR 
auf der Grundlage des verbürgten Betrags des durch die 
Garantie besicherten Einzeldarlehens in einen garantie­
spezifischen Höchstbetrag übertragen. Dieser Höchst­
betrag sollte anhand einer Methode zur Ermittlung des 
Beihilfebetrags in Garantieregelungen für Darlehen zu­
gunsten rentabler Unternehmen berechnet werden. Diese 
Methode und die Daten, die zur Berechnung des garan­
tiespezifischen Höchstbetrags genutzt werden, sollten 
nicht für Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der 
Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur 
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten herangezogen werden. Der garantiespezi­
fische Höchstbetrag sollte daher nicht für außerhalb einer 
Garantieregelung gewährte Einzelbeihilfen, für Beihilfen 
zugunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten und 
für Garantien für Transaktionen, bei denen es sich nicht 
um Darlehen handelt (z. B. Garantien für Eigenkapital­
maßnahmen), gelten. Dieser Höchstbetrag sollte bestimmt 
werden auf der Grundlage der Feststellung, dass unter 
Berücksichtigung eines Faktors von 13 % (Nettoausfall­
quote), der das Szenario des ungünstigsten anzunehmen­
den Falles für Garantieregelungen in der Union darstellt, 
das Bruttosubventionsäquivalent einer Garantie in Höhe 
von 3 750 000 EUR als identisch mit dem De-minimis- 
Höchstbetrag von 500 000 EUR angesehen werden kann. 
Diese Höchstbeträge sollten lediglich für Garantien gel­
ten, deren Garantieanteil bis zu 80 % des zugrunde lie­
genden Darlehens beträgt. Eine Methode, die von der 
Kommission nach entsprechender Anmeldung auf der 
Grundlage einer Kommissionsverordnung im Bereich 
der staatlichen Beihilfen genehmigt worden ist, kann 
ebenfalls von den Mitgliedstaaten verwendet werden, 
um das Bruttosubventionsäquivalent der Garantie zu er­
mitteln, wenn sich die genehmigte Methode ausdrücklich 
auf die betreffenden Arten von Garantien und die betref­
fenden zugrunde liegenden Transaktionen bezieht, um 
die es auch im Rahmen der Anwendung dieser Verord­
nung geht. 

(19) Nach erfolgter Anmeldung durch einen Mitgliedstaat 
kann die Kommission prüfen, ob eine Beihilfemaßnahme, 
bei der es sich nicht um einen Barzuschuss, ein Darlehen,

DE L 114/10 Amtsblatt der Europäischen Union 26.4.2012 

( 1 ) ABl. C 8 vom 11.1.2012, S. 15. 
( 2 ) ABl. C 14 vom 19.1.2008, S. 6. ( 3 ) ABl. C 194 vom 18.8.2006, S. 2.



eine Garantie, eine Kapitalzuführung, eine Risikokapital­
maßnahme oder eine begrenzte Steuerbefreiung handelt, 
zu einem Bruttosubventionsäquivalent führt, das den De- 
minimis-Höchstbetrag nicht überschreitet und daher unter 
die Bestimmungen dieser Verordnung fallen könnte. 

(20) Die Kommission hat die Aufgabe zu gewährleisten, dass 
die Beihilfevorschriften eingehalten werden und insbeson­
dere die Voraussetzungen für die Gewährung von Bei­
hilfen nach den De-minimis-Vorschriften erfüllt sind. 
Nach dem in Artikel 4 Absatz 3 des Vertrags über die 
Europäische Union verankerten Grundsatz der Zusam­
menarbeit sind die Mitgliedstaaten gehalten, der Kommis­
sion die Erfüllung dieser Aufgabe zu erleichtern, indem 
sie durch geeignete Vorkehrungen sicherstellen, dass der 
Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, die ein und dem­
selben Unternehmen für die Erbringung von Dienstleis­
tungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ge­
währt werden, den insgesamt zulässigen Höchstbetrag 
nicht übersteigt. Zu diesem Zweck und um sicherzustel­
len, dass die Bestimmungen über Kumulierung mit De- 
minimis-Beihilfen, die nach anderen De-minimis-Verord­
nungen gewährt wurden, eingehalten werden, müssen 
die Mitgliedstaaten bei Gewährung einer De-minimis-Bei­
hilfe nach dieser Verordnung dem betreffenden Unter­
nehmen unter Bezugnahme auf diese Verordnung den 
Beihilfebetrag mitteilen und darauf hinweisen, dass es 
sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt. Auch sollte 
der betreffende Mitgliedstaat die Beihilfe erst gewähren, 
nachdem er eine Erklärung des Unternehmens über an­
dere De-minimis-Beihilfen, die unter diese Verordnung 
oder andere De-minimis-Verordnungen fallen, erhalten 
hat, die dem Unternehmen im betreffenden Steuerjahr 
und in den beiden vorangegangenen Steuerjahren ge­
währt wurden. Um die Einhaltung des Höchstbetrags si­
cherzustellen, sollte der Mitgliedstaat alternativ die Mög­
lichkeit haben, ein Zentralregister zu führen. 

(21) Diese Verordnung sollte unbeschadet der Rechtsvorschrif­
ten der Union für das öffentliche Beschaffungswesen so­
wie zusätzlicher Bestimmungen, die sich aus dem AEUV 
oder aus sektorspezifischen Rechtsvorschriften der Union 
ergeben, gelten. 

(22) Diese Verordnung sollte für Beihilfen gelten, die vor ih­
rem Inkrafttreten Unternehmen gewährt wurden, die 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte­
resse erbringen. 

(23) Die Kommission beabsichtigt, diese Verordnung fünf 
Jahre nach ihrem Inkrafttreten zu überprüfen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

(1) Diese Verordnung gilt für Beihilfen an Unternehmen, die 
eine Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
im Sinne von Artikel 106 Absatz 2 AEUV erbringen. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht 

a) für Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei und der 
Aquakultur im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des 
Rates ( 1 ) tätig sind; 

b) für Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind; 

c) für Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind, 

i) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der 
Menge der bei Primärerzeugern erworbenen Erzeugnisse 
oder der von den betreffenden Unternehmen angebote­
nen Erzeugnisse richtet, 

ii) wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder 
teilweise an die Primärerzeuger weitergegeben wird; 

d) für Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Dritt­
länder oder Mitgliedstaaten ausgerichtet sind, d. h. Beihilfen, 
die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, mit der Er­
richtung und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder mit 
anderen laufenden exportbezogenen Ausgaben in Zusam­
menhang stehen; 

e) für Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische Waren 
Vorrang vor eingeführten Waren erhalten; 

f) für Beihilfen an Unternehmen, die im Kohlesektor im Sinne 
des Beschlusses 2010/787/EU des Rates ( 2 ) tätig sind; 

g) für Beihilfen an Speditionsunternehmen für den gewerb­
lichen Straßengüterverkehr; 

h) für Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten. 

Sind Unternehmen in den in Unterabsatz 1 Buchstaben a, b, c 
oder g genannten Bereichen sowie in anderen Bereichen, die 
nicht aus dem Geltungsbereich dieser Verordnung ausgeklam­
mert sind, tätig, so gilt diese Verordnung nur für Beihilfen, die 
für diese anderen Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, 
sofern die Mitgliedstaaten durch geeignete Mittel wie die Tren­
nung der Tätigkeiten oder die Unterscheidung der Kosten sicher­
stellen, dass für die Tätigkeit in den ausgeklammerten Bereichen 
keine De-minimis-Beihilfe nach dieser Verordnung gewährt wird. 

(3) Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Aus­
druck 

a) „landwirtschaftliche Erzeugnisse“ die in Anhang I des AEUV 
aufgeführten Erzeugnisse, ausgenommen Fischereierzeugnis­
se; 

b) „Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“ jede 
Einwirkung auf ein landwirtschaftliches Erzeugnis, deren Er­
gebnis ebenfalls ein landwirtschaftliches Erzeugnis ist, aus­
genommen Tätigkeiten eines landwirtschaftlichen Betriebs 
zur Vorbereitung eines tierischen oder pflanzlichen Erzeug­
nisses für den Erstverkauf; 

c) „Vermarktung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“ den 
Besitz oder die Ausstellung eines Produkts im Hinblick auf 
den Verkauf, das Angebot zum Verkauf, die Lieferung oder 
jede andere Art des Inverkehrbringens, ausgenommen der 
Erstverkauf durch einen Primärerzeuger an Wiederverkäufer 
und Verarbeiter sowie jede Tätigkeit zur Vorbereitung eines 
Erzeugnisses für diesen Erstverkauf; der Verkauf durch einen 
Primärerzeuger an Endverbraucher gilt als Vermarktung, 
wenn er in gesonderten, eigens für diesen Zweck vorgesehe­
nen Räumlichkeiten erfolgt.

DE 26.4.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 114/11 

( 1 ) ABl. L 17 vom 21.1.2000, S. 22. ( 2 ) ABl. L 336 vom 21.12.2010, S. 24.



Artikel 2 

De-minimis-Beihilfen 

(1) Beihilfen an Unternehmen für die Erbringung einer 
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gel­
ten als Maßnahmen, die nicht alle Tatbestandsmerkmale von 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV erfüllen, und sind daher von der 
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV befreit, wenn 
sie die in den Absätzen 2 bis 8 dieses Artikels genannten Vo­
raussetzungen erfüllen. 

(2) Der Gesamtbetrag einer De-minimis-Beihilfe, die einem 
Unternehmen, das Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft­
lichem Interesse erbringt, gewährt wird, darf in drei Steuerjahren 
500 000 EUR nicht übersteigen. 

Dieser Höchstbetrag gilt für De-minimis-Beihilfen gleich welcher 
Art und unabhängig davon, ob die von dem Mitgliedstaat ge­
währte Beihilfe ganz oder teilweise aus Unionsmitteln finanziert 
wird. Der zugrunde zu legende Zeitraum bestimmt sich nach 
den Steuerjahren, die für das Unternehmen in dem betreffenden 
Mitgliedstaat maßgebend sind. 

(3) Der in Absatz 2 festgesetzte Höchstbetrag bezieht sich 
auf den Fall eines Barzuschusses. Bei den eingesetzten Beträgen 
sind Bruttobeträge, d. h. die Beträge vor Abzug von Steuern und 
sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. Wird die Beihilfe nicht 
als Zuschuss, sondern in anderer Form gewährt, so entspricht 
der Beihilfebetrag dem Bruttosubventionsäquivalent der Beihilfe. 

In mehreren Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum Bewil­
ligungszeitpunkt abgezinst. Für die Abzinsung wird der Refe­
renzzinssatz zum Bewilligungszeitpunkt zugrunde gelegt. 

(4) Diese Verordnung gilt nur für Beihilfen, deren Bruttosub­
ventionsäquivalent im Voraus genau berechnet werden kann, 
ohne dass eine Risikobewertung erforderlich ist („transparente 
Beihilfen“). Insbesondere gilt Folgendes: 

a) Beihilfen in Form von Darlehen werden als transparente De- 
minimis-Beihilfen behandelt, wenn das Bruttosubventions­
äquivalent auf der Grundlage des zum Bewilligungszeitpunkt 
geltenden Referenzzinssatzes berechnet worden ist. 

b) Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen gelten nicht als 
transparente De-minimis-Beihilfen, es sei denn, der Gesamt­
betrag der zugeführten öffentlichen Mittel liegt unter dem 
De-minimis-Höchstbetrag. 

c) Beihilfen in Form von Risikokapitalmaßnahmen werden 
nicht als transparente De-minimis-Beihilfen angesehen, es sei 
denn, die betreffende Risikokapitalregelung sieht für jedes 
Zielunternehmen Kapitalzuführungen nur bis zum De-mini­
mis-Höchstbetrag vor. 

d) Auf der Grundlage einer Garantieregelung gewährte Einzel­
beihilfen an Unternehmen, die nicht in Schwierigkeiten sind, 
werden als transparente De-minimis-Beihilfen behandelt, 
wenn der verbürgte Teil des auf der Grundlage der Regelung 
gewährten zugrunde liegenden Darlehens 3 750 000 EUR je 
Unternehmen nicht übersteigt. Stellt der verbürgte Teil des 
zugrunde liegenden Darlehens nur einen bestimmten Teile 
dieses Höchstbetrags dar, so gilt der entsprechende Teil des 

Höchstbetrags nach Artikel 2 als Bruttosubventionsäquiva­
lent der Garantie. Die Garantie darf höchstens 80 % des 
zugrunde liegenden Darlehens betragen. Garantien gelten 
ebenfalls als transparent, wenn 

i) vor ihrer Anwendung die Methode für die Berechnung 
des Bruttosubventionsäquivalents der Garantien nach ei­
ner anderen Verordnung der Kommission im Bereich der 
staatlichen Beihilfen bei der Kommission angemeldet und 
von ihr genehmigt wurde und 

ii) die genehmigte Methode ausdrücklich die Art der Garan­
tien und die Art der zugrunde liegenden Transaktionen 
betrifft, um die es im Zusammenhang mit der Anwen­
dung der vorliegenden Verordnung geht. 

(5) Übersteigt der Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, die 
einem Unternehmen, das Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse erbringt, gewährt wurden, den 
Höchstbetrag nach Absatz 2, so kann diese Verordnung auch 
nicht für einen Teil in Anspruch genommen werden, der diesen 
Höchstbetrag nicht übersteigt. In einem solchen Fall kann diese 
Verordnung für die betreffende Beihilfemaßnahme nicht in An­
spruch genommen werden. 

(6) De-minimis-Beihilfen nach dieser Verordnung dürfen nicht 
mit anderen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten ku­
muliert werden, wenn die aus dieser Kumulierung resultierende 
Beihilfeintensität die Beihilfeintensität übersteigen würde, die im 
Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder einem 
Beschluss der Kommission festgelegt ist. 

(7) De-minimis-Beihilfen nach dieser Verordnung können bis 
zu dem in Absatz 2 festgelegten Höchstbetrag mit De-minimis- 
Beihilfen nach anderen De-minimis-Verordnungen kumuliert 
werden. 

(8) De-minimis-Beihilfen nach dieser Verordnung können 
nicht mit Ausgleichsleistungen für dieselbe Dienstleistung von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse kumuliert werden, un­
abhängig davon, ob es sich bei dem Ausgleich um eine staatli­
che Beihilfe handelt oder nicht. 

Artikel 3 

Überwachung 

(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, einem Unternehmen eine 
De-minimis-Beihilfe nach dieser Verordnung zu gewähren, so 
teilt er ihm schriftlich die voraussichtliche Höhe der Beihilfe 
(ausgedrückt als Bruttosubventionsäquivalent) und die Dienst­
leistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, für die 
sie gewährt wird, mit und setzt es unter ausdrücklichem Verweis 
auf diese Verordnung mit Angabe ihres Titels und der Fundstelle 
im Amtsblatt der Europäischen Union davon in Kenntnis, dass es 
sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt. Wird eine De-minimis- 
Beihilfe nach dieser Verordnung auf der Grundlage einer Rege­
lung verschiedenen Unternehmen gewährt, die Einzelbeihilfen in 
unterschiedlicher Höhe erhalten, so kann der betreffende Mit­
gliedstaat seine Informationspflicht dadurch erfüllen, dass er den 
Unternehmen einen Festbetrag mitteilt, der dem auf der Grund­
lage der Regelung gewährten Beihilfehöchstbetrag entspricht. In 
diesem Fall ist für die Feststellung, ob der Beihilfehöchstbetrag 
in Artikel 2 Absatz 2 eingehalten worden ist, dieser Festbetrag
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maßgebend. Der Mitgliedstaat gewährt die Beihilfe erst, nach­
dem er eine Erklärung des Unternehmens, das die Dienstleistung 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringt, in schrift­
licher oder elektronischer Form erhalten hat, in der dieses alle 
anderen De-minimis-Beihilfen angibt, die ihm nach dieser Ver­
ordnung oder nach anderen De-minimis-Verordnungen in den 
beiden vorangegangenen Steuerjahren sowie im laufenden Steu­
erjahr gewährt wurden. 

Der Mitgliedstaat gewährt die neue De-minimis-Beihilfe nach 
dieser Verordnung erst, nachdem er sich vergewissert hat, dass 
dadurch der Betrag der dem betreffenden Unternehmen ins­
gesamt gewährten De-minimis-Beihilfen nicht den Höchstbetrag 
nach Artikel 2 Absatz 2 überschreitet und die Kumulierungs­
regeln nach Artikel 2 Absätze 6, 7 und 8 eingehalten worden 
sind. 

(2) Hat ein Mitgliedstaat ein Zentralregister für De-minimis- 
Beihilfen mit vollständigen Informationen über alle von Behör­
den in diesem Mitgliedstaat gewährten De-minimis-Beihilfen an 
Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft­
lichen Interesse erbringen, eingerichtet, so gilt Absatz 1 Unter­
absatz 1 nicht mehr, sobald das Register einen Zeitraum von 
drei Jahren erfasst. 

(3) Die Mitgliedstaaten zeichnen alle die Anwendung dieser 
Verordnung betreffenden Informationen auf und stellen sie zu­
sammen. Diese Aufzeichnungen müssen alle Informationen ent­
halten, die für den Nachweis benötigt werden, dass die Voraus­
setzungen dieser Verordnung erfüllt sind. Die Aufzeichnungen 
über De-minimis-Einzelbeihilfen sind 10 Steuerjahre ab dem 
Zeitpunkt aufzubewahren, zu dem die Beihilfe gewährt wurde. 
Die Aufzeichnungen über De-minimis-Beihilferegelungen sind 10 
Jahre ab dem Zeitpunkt aufzubewahren, zu dem die letzte Ein­
zelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt wurde. Der 

betreffende Mitgliedstaat übermittelt der Kommission auf 
schriftliches Ersuchen innerhalb von 20 Arbeitstagen oder einer 
in dem Ersuchen gesetzten längeren Frist alle Informationen, die 
die Kommission benötigt, um prüfen zu können, ob die Voraus­
setzungen dieser Verordnung erfüllt sind, und insbesondere den 
Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, die ein Unternehmen 
nach dieser Verordnung oder nach anderen De-minimis-Verord­
nungen erhalten hat. 

Artikel 4 

Übergangsbestimmungen 

Diese Verordnung gilt für De-minimis-Beihilfen, die vor ihrem 
Inkrafttreten für die Erbringung von Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse gewährt wurden, sofern 
diese Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 1 und 2 erfüllen. 
Beihilfen für die Erbringung von Dienstleistungen von allgemei­
nem wirtschaftlichem Interesse, die diese Voraussetzungen nicht 
erfüllen, werden von der Kommission nach den einschlägigen 
Beschlüssen, Rahmenvorschriften, Leitlinien, Mitteilungen und 
Bekanntmachungen geprüft. 

Nach Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung können De- 
minimis-Beihilfen, die die Voraussetzungen dieser Verordnung 
erfüllen, noch sechs Monate angewandt werden. 

Artikel 5 

Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Dezember 2018. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 25. April 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 361/2012 DER KOMMISSION 

vom 25. April 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 25. April 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 JO 98,8 
MA 58,7 
TN 124,7 
TR 110,1 
ZZ 98,1 

0707 00 05 JO 216,8 
TR 148,3 
ZZ 182,6 

0709 93 10 TR 140,2 
ZZ 140,2 

0805 10 20 EG 58,5 
IL 77,3 

MA 52,8 
TR 50,5 
ZZ 59,8 

0805 50 10 TR 58,4 
ZZ 58,4 

0808 10 80 AR 94,2 
BR 81,0 
CA 117,0 
CL 95,1 
CN 119,8 
MK 31,8 
NZ 125,7 
US 153,6 
ZA 85,5 
ZZ 100,4 

0808 30 90 AR 96,4 
CL 114,1 
CN 81,7 
US 107,0 
ZA 109,2 
ZZ 101,7 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 362/2012 DER KOMMISSION 

vom 25. April 2012 

zur Festsetzung des Zuteilungskoeffizienten, der auf die Anträge auf Ausfuhrlizenzen für bestimmte 
im Rahmen des Kontingents gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1187/2009 nach der Dominikanischen 

Republik auszuführende Milcherzeugnisse anzuwenden ist 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1187/2009 der Kommis­
sion vom 27. November 2009 mit besonderen Durchführungs­
vorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates im 
Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen und die Ausfuhrerstattungen 
im Sektor Milch und Milcherzeugnisse ( 2 ), insbesondere auf Ar­
tikel 31 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Kapitel III Abschnitt 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1187/2009 ist das Verfahren für die Zuteilung von Li­
zenzen für die Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnis­
sen nach der Dominikanischen Republik im Rahmen ei­
nes für dieses Land eröffneten Kontingents festgelegt. 

(2) Die für das Kontingentsjahr 2012/2013 verfügbaren 
Mengen werden durch die Gesamtmengen, für die Li­
zenzanträge gestellt worden sind, nicht ausgeschöpft. Es 
empfiehlt sich daher, gemäß Artikel 31 Absatz 2 Unter­
absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1187/2009 die Rest­
menge zuzuteilen. Die Zuteilung dieser Zusatzmengen ist 
von der Bedingung abhängig zu machen, dass die betref­
fenden Marktteilnehmer die zuständige Behörde von den 
von ihnen akzeptierten Mengen in Kenntnis gesetzt und 
die entsprechende Sicherheit geleistet haben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Den Anträgen auf Zuteilung von Ausfuhrlizenzen, die in der 
Zeit vom 1. bis 10. April 2012 für den Kontingentszeitraum 
vom 1. Juli 2012 bis 30. Juni 2013 gestellt worden sind, wird 
stattgegeben. 

Auf die Mengen, für die gemäß Absatz 1 Ausfuhrlizenzen für 
die in Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1187/2009 
genannten Erzeugnisse beantragt worden sind, werden folgende 
Zuteilungskoeffizienten angewendet: 

— 1,294210 bei den Lizenzanträgen für den Kontingentsteil 
gemäß Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EG) Nr. 1187/2009; 

— 2,928104 bei den Lizenzanträgen für den Kontingentsteil 
gemäß Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 1187/2009. 

Ausfuhrlizenzen für die über die beantragten Mengen hinaus­
gehenden Mengen, die nach Anwendung der Koeffizienten ge­
mäß Absatz 2 zugeteilt werden, werden nach Zustimmung des 
Marktteilnehmers innerhalb einer Frist von einer Woche ab der 
Veröffentlichung dieser Verordnung und nach Leistung der vor­
geschriebenen Sicherheit erteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 25. April 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 24. April 2012 

zur Ernennung eines deutschen Stellvertreters im Ausschuss der Regionen 

(2012/214/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der deutschen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 und am 18. Januar 
2010 die Beschlüsse 2009/1014/EU ( 1 ) und 
2010/29/EU ( 2 ) zur Ernennung der Mitglieder des Aus­
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den 
Zeitraum vom 26. Januar 2010 bis zum 25. Januar 
2015 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Herrn Heino VAHL­
DIECK wird der Sitz eines Stellvertreters im Ausschuss der 
Regionen frei — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt wird für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 
25. Januar 2015, zum Stellvertreter im Ausschuss der Regionen: 

— Herr Heiko HECHT, Mitglied des Europa-Ausschusses der Ham­
burgischen Bürgerschaft. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. April 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
N. WAMMEN
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 24. April 2012 

zur Ernennung eines luxemburgischen Mitglieds im Ausschuss der Regionen 

(2012/215/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der luxemburgischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 und am 18. Januar 
2010 die Beschlüsse 2009/1014/EU ( 1 ) und 
2010/29/EU ( 2 ) zur Ernennung der Mitglieder des Aus­
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den 
Zeitraum vom 26. Januar 2010 bis zum 25. Januar 
2015 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Herrn Albert LENTZ 
ist der Sitz eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen 
frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt wird für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 
25. Januar 2015, zum Mitglied im Ausschuss der Regionen: 

— Herr Ali KAES, Bourgmestre de la commune de Tandel. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. April 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
N. WAMMEN
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 24. April 2012 

zur Ernennung eines finnischen Mitglieds und eines finnischen Stellvertreters im Ausschuss der 
Regionen 

(2012/216/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der finnischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 und am 18. 
Januar 2010 die Beschlüsse 2009/1014/EU ( 1 ) und 
2010/29/EU ( 2 ) zur Ernennung der Mitglieder des 
Ausschusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für 
den Zeitraum vom 26. Januar 2010 bis zum 25. Januar 
2015 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Frau Folke 
SJÖLUND ist der Sitz eines Mitglieds im Ausschuss der 
Regionen frei geworden. 

(3) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Frau Britt 
LUNDBERG ist der Sitz eines Stellvertreters im Ausschuss 
der Regionen frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt werden für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 
25. Januar 2015, im Ausschuss der Regionen 

a) zum Mitglied 

— Frau Gun-Mari LINDHOLM, Kansliminister, Åland, 

und 

b) zum Stellvertreter 

— Herr Wille VALVE, Ledamot av Ålands lagting. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. April 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
N. WAMMEN
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 24. April 2012 

zur Ernennung von sieben französischen Mitgliedern und elf französischen Stellvertretern im 
Ausschuss der Regionen 

(2012/217/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der französischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 und am 
18. Januar 2010 die Beschlüsse 2009/1014/EU ( 1 ) 
und 2010/29/EU ( 2 ) zur Ernennung der Mitglieder des 
Ausschusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für 
den Zeitraum vom 26. Januar 2010 bis zum 25. Januar 
2015 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Frau Claude 
du GRANRUT, Herrn Alain LE VERN, Herrn Daniel 
PERCHERON, Herrn Jean PRORIOL, Herrn Camille de 
ROCCA SERRA, Herrn Alain ROUSSET und Herrn Ange 
SANTINI sind sieben Sitze von Mitgliedern des Ausschus­
ses der Regionen frei geworden. 

(3) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Herrn Jacques 
AUXIETTE, Herrn Jean-Paul BACHY, Frau Martine 
CALDEROLI-LOTZ, Frau Anne-Marie COMPARINI, Herrn 
Jean-Jacques FRITZ, Herrn Claude GEWERC, Frau Arlette 
GROSSKOST, Herrn Antoine KARAM, Herrn Martin 
MALVY, Herrn Michel NEUGNOT und Frau Élisabeth 
THÉVENON-DURANTIN sind elf Sitze von Stellvertretern 
im Ausschuss der Regionen frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt werden jeweils für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis 
zum 25. Januar 2015, 

a) zu Mitgliedern des Ausschusses der Regionen: 

— Herr François DECOSTER, Conseiller régional du Nord Pas- 
de-Calais 

— Herr Jean-Paul DENANOT, Conseiller régional du Limousin 

— Herr Claude GEWERC, Conseiller régional de Picardie 

— Frau Annabelle JAEGER, Conseillère régionale de Provence- 
Alpes-Côte d’Azur 

— Herr Pascal MANGIN, Conseiller régional d’Alsace 

— Herr Didier ROBERT, Conseiller régional de la Réunion 

— Herr Stéphan ROSSIGNOL, Conseiller régional du Languedoc 
Roussillon, 

und 

b) zu Stellvertretern im Ausschuss der Regionen: 

— Herr Laurent BEAUVAIS, Conseiller régional de Basse- 
Normandie 

— Frau Caroline CAYEUX, Conseillère régionale de Picardie 

— Frau Nathalie COLIN-OESTERLE, Conseillère régionale de 
Lorraine 

— Herr Mathieu DARNAUD, Conseiller régional de Rhône-Alpes 

— Frau Marie-Marguerite DUFAY, Conseillère régionale de 
Franche-Comté 

— Herr Nicolas FLORIAN, Conseiller régional d’Aquitaine 

— Frau Peggy KANÇAL, Conseillère régionale d’Aquitaine 

— Herr Alain LE VERN, Conseiller régional de Haute-Normandie 

— Herr Victorin LUREL, Conseiller régional de Guadeloupe 

— Herr Daniel PERCHERON, Conseiller régional du Nord Pas- 
de-Calais 

— Herr Christophe ROSSIGNOL, Conseiller régional du Centre. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. April 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
N. WAMMEN
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 24. April 2012 

zur Freistellung der Erzeugung und des Großhandels von Strom aus konventionellen Quellen in 
Deutschland von der Anwendung der Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 

Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 2426) 

(Nur der deutsche Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/218/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung 
der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Was­
ser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 30 Absätze 5 und 6, 

gestützt auf den Antrag, der vom Bundesverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft e.V. (im Folgenden „BDEW“) am 26. Ok­
tober 2011 per E-Mail übermittelt wurde, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. SACHLAGE 

(1) Am 26. Oktober 2011 übermittelte der BDEW der Kom­
mission per E-Mail einen Antrag gemäß Artikel 30 Ab­
satz 5 der Richtlinie 2004/17/EG. Die Kommission un­
terrichtete die deutschen Behörden am 11. November 
2011 über den Antrag und forderte ferner von den deut­
schen Behörden per E-Mail vom 10. Januar 2012 sowie 
vom BDEW per E-Mail vom 21. Dezember 2011 weitere 
Informationen an. Zusätzliche Informationen wurden 
von den deutschen Behörden per E-Mail vom 14. Dezem­
ber 2011 sowie vom BDEW am 17. Januar 2012, am 
26. Januar 2012 und am 28. Februar 2012 übermittelt. 

(2) Der Antrag des BDEW bezieht sich auf „die Errichtung, 
den Kauf und den Betrieb (einschließlich Wartung) von 
Stromerzeugungsanlagen gleich welcher Art sowie die 
damit zusammenhängenden Hilfstätigkeiten“ ( 2 ). 

(3) Dem Antrag liegt eine Stellungnahme des Bundeskartell­
amts vom 25. Juli 2011 bei. Diese Stellungnahme (im 
Folgenden „die Stellungnahme“) wurde auf der Grundlage 
der einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften erstellt 
und betrifft die Frage, ob die verfahrensgegenständliche 
Tätigkeit unmittelbarem Wettbewerb ausgesetzt ist. Der 
Stellungnahme liegt eine umfassende Sektoruntersuchung 
der relevanten Märkte zugrunde. 

II. RECHTLICHER RAHMEN 

(4) Nach Maßgabe des Artikels 30 der Richtlinie 
2004/17/EG fallen Aufträge, die die Ausübung einer 
der Tätigkeiten, auf die die Richtlinie Anwendung findet, 
ermöglichen sollen, nicht unter die Richtlinie, wenn die 
Tätigkeit in dem Mitgliedstaat, in dem sie ausgeübt wird, 
auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem Wett­
bewerb ausgesetzt ist. Ob eine Tätigkeit unmittelbar dem 
Wettbewerb ausgesetzt ist, wird unter Berücksichtigung 
der besonderen Merkmale des betreffenden Sektors an­
hand objektiver Kriterien ermittelt. Der Zugang zu einem 
Markt gilt als frei, wenn der betreffende Mitgliedstaat die 
einschlägigen Vorschriften des EU-Rechts, durch die ein 
bestimmter Sektor oder ein Teil davon für den Wett­
bewerb geöffnet wird, umgesetzt hat und anwendet. 
Diese Rechtsvorschriften sind in Anhang XI der Richtlinie 
2004/17/EG aufgeführt und beziehen sich für den Strom­
sektor auf die Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 19. Dezember 1996 betref­
fend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbin­
nenmarkt ( 3 ). Die Richtlinie 96/92/EG wurde von der 
Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vor­
schriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Auf­
hebung der Richtlinie 96/92/EG ( 4 ) abgelöst, die wie­
derum durch die Richtlinie 2009/72/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbin­
nenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/54/EG ( 5 ) ersetzt wurde. 

(5) Deutschland hat nicht nur die Richtlinie 96/92/EG, son­
dern auch die Richtlinien 2003/54/EG und 2009/72/EG 
umgesetzt und wendet sie an. Daher sollte gemäß Arti­
kel 30 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Zugang zum Markt 
im gesamten Hoheitsgebiet Deutschlands als nicht einge­
schränkt gelten. 

(6) Ob eine Tätigkeit unmittelbar dem Wettbewerb aus­
gesetzt ist, sollte anhand verschiedener Indikatoren beur­
teilt werden, von denen keiner für sich genommen not­
wendigerweise den Ausschlag gibt. Hinsichtlich der Märk­
te, die dieser Beschluss betrifft, ist der Marktanteil der 
Hauptakteure auf einem bestimmten Markt ein Kriterium, 
das berücksichtigt werden sollte. Ein weiteres Kriterium 
ist der Konzentrationsgrad auf diesen Märkten. Ange­
sichts der Merkmale der betrachteten Märkte sollten
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zusätzliche Kriterien berücksichtigt werden, z. B. das 
Funktionieren des Ausgleichsmarktes, der Preiswett­
bewerb und das Ausmaß, in dem Kunden den Versorger 
wechseln. 

(7) Dieser Beschluss lässt die Anwendung der Wettbewerbs­
vorschriften unberührt. 

III. WÜRDIGUNG 

(8) Der deutsche Strommarkt ist durch eine große Zahl von 
Kraftwerken gekennzeichnet, die von einer Vielzahl von 
Marktakteuren betrieben werden ( 1 ). Der Großteil der Er­
zeugungskapazitäten befindet sich in den Händen von 
vier großen Energieunternehmen: RWE AG, E.ON AG, 
EnBW AG und Vattenfall Europe AG. Da zwei dieser 
Unternehmen, nämlich RWE und E.ON, private Unter­
nehmen sind (d. h. Unternehmen, die nicht unmittelbar 
oder mittelbar einem beherrschenden Einfluss von Auf­
traggebern gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b der 
Richtlinie 2004/17/EG ausgesetzt sind), die nicht auf­
grund besonderer oder ausschließlicher Rechte im Sinne 
von Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie 2004/17/EG im 
Stromerzeugungssektor tätig sind, handelt es sich bei ih­
nen nicht um Auftraggeber im Sinne der Richtlinie 
2004/17/EG. Ihre Auftragsvergabe zum Zweck der Er­
zeugung oder des Verkaufs von Strom unterliegt daher 
nicht den Bestimmungen dieser Richtlinie. Daher sollten 
sie hinsichtlich dieser Tätigkeiten als Wettbewerber der 
Auftraggeber betrachtet werden, deren Auftragsvergabe 
Gegenstand dieser Richtlinie ist. Die Analyse wird sich 
daher im Folgenden bei der Prüfung der Frage, ob die 
Tätigkeit dem Wettbewerb auf frei zugänglichen Märkten 
ausgesetzt ist, auf die Auftraggeber konzentrieren. 

(9) Die Vermarktung von Strom auf der Großhandelsebene 
erfolgt über die Börse, d. h. an den Spot- und Termin­
märkten der European Energy Exchange AG (EEX) und 
der European Power Exchange S.E. (EPEX), oder außer­
börslich im Zuge von Over-the Counter-Geschäften 
(OTC). Der sich an der Strombörse einstellende Preis 
dient in der Regel als Referenzpreis bei außerbörslichen 
Geschäften. Die Erzeugungsunternehmen optimieren den 
Einsatz ihrer Kraftwerke entsprechend den Ergebnissen 
des börslichen Spotmarkthandels. Grundsätzlich werden 
nur diejenigen Kraftwerke eingesetzt, deren Grenzkosten 
unterhalb des Marktpreises liegen. 

(10) Im Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien ( 2 ) (im 
Folgenden „EEG“) sind die Regeln für Strom aus erneuer­

baren Energien ( 3 ) festgelegt, der neben dem aus konven­
tionellen Quellen erzeugten Strom ( 4 ) eine immer größere 
Rolle auf dem deutschen Markt spielt. Die EEG-Novelle, 
die Anfang 2012 in Kraft trat, sieht vor, dass bis 
202035 %, bis 203050 % und bis 205080 % der Strom­
erzeugung durch erneuerbare Energien erfolgen soll. 

(11) Ende 2010 waren 160,5 GW Erzeugungskapazitäten an 
die Netze der Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) 
(77,6 GW) und Verteilungsnetzbetreiber (VNB) (82,9 
GW) angeschlossen. Gegenüber 2009 (152,7 GW) war 
dies ein Zuwachs um ca. 7,8 GW. Die erneuerbaren 
Energien machten 54,2 GW der Gesamtkapazitäten aus. 
Hiervon wurden 50,7 GW nach dem EEG vergütet. Dies 
bedeutet, dass die erneuerbaren Energien einen Anteil 
von ca. 34 % an der Gesamtkapazität haben ( 5 ). 

(12) Insgesamt wurde 2010 eine Menge von 531,2 TWh in 
die Netze der ÜNB (367,5 TWh) und VNB (163,7 TWh) 
eingespeist. Durch erneuerbare Energieträger wurden 
93,7 TWh eingespeist, wovon 80,7 TWh nach dem 
EEG vergütet wurden. Hieraus ergibt sich ein Einspeise­
anteil der erneuerbaren Energien von ca. 18 % an der 
Gesamteinspeisung, der damit unter dem Leistungsanteil 
von 34 % bezogen auf die gesamten Erzeugungskapazi­
täten liegt ( 6 ). Der Grund dafür ist, dass die Nutzungs­
dauer von erneuerbaren Energieträgern pro Jahr geringer 
als die von konventionellen Energieträgern ist. 

(13) Ein weiteres Merkmal des deutschen Strommarkts betrifft 
die jüngste Entscheidung der deutschen Regierung, 8 
Kernkraftwerke mit einer Gesamtkapazität von 
8 400 MW stillzulegen ( 7 ), die nach der nuklearen Kata­
strophe Anfang 2011 in Japan getroffen wurde. Ferner 
wurde beschlossen, die in Deutschland verbleibenden 
Kernkraftwerke bis 2022 stillzulegen. Dies hat kurzfristig 
das Verhältnis zwischen Importen und Exporten geändert 
mit der Folge, dass Deutschland, das bis 2010 ein Netto­
exporteur von Strom war, 2011 zum Nettoimporteur 
wurde.
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( 2 ) Das EEG regelt: den vorrangigen Anschluss von Anlagen zur Erzeu­
gung von Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas an 
die Netze für die allgemeine Versorgung mit Elektrizität, die vor­
rangige Abnahme, Übertragung, Verteilung und Vergütung dieses 
Stroms durch die Netzbetreiber einschließlich des Verhältnisses zu 
Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) sowie einschließlich Prä­
mien für die Integration dieses Stroms in das Elektrizitätsversor­
gungssystem und den bundesweiten Ausgleich des abgenommenen 
Stroms, für den eine Vergütung oder eine Prämie gezahlt worden ist. 

( 3 ) Im Sinne des EEG und zu den darin festgelegten Bedingungen be­
zeichnet der Begriff „erneuerbare Energien“ Wasserkraft einschließ­
lich der Wellen-, Gezeiten-, Salzgradienten- und Strömungsenergie, 
Windenergie, solare Strahlungsenergie, Geothermie, Energie aus Bio­
masse einschließlich Biogas, Biomethan, Deponiegas und Klärgas 
sowie aus dem biologisch abbaubaren Anteil von Abfällen aus Haus­
halten und Industrie. 

( 4 ) Für diesen Beschluss bezeichnen „aus konventionellen Quellen er­
zeugter Strom“ und „konventioneller Strom“ Strom, der nicht unter 
das EEG fällt. 

( 5 ) Monitoringbericht 2011 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, S. 10. 

( 6 ) Monitoringbericht 2011 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, S. 11. 

( 7 ) Monitoringbericht 2011 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, S. 16.



Marktabgrenzung 

Abgrenzung des Produktmarktes 

(14) Gemäß früheren Kommissionsentscheidungen ( 1 ) könnten 
im Stromsektor die folgenden einschlägigen Produkt­
märkte unterschieden werden: i) Erzeugung und Groß­
handel; ii) Übertragung; iii) Verteilung und iv) Einzelhan­
del. Während einige dieser Märkte weiter unterteilt wer­
den können, wurde in der bisherigen Entscheidungspraxis 
der Kommission ( 2 ) keine Unterscheidung zwischen ei­
nem Stromerzeugungsmarkt und einem Großhandels­
markt vorgenommen, da die Erzeugung als solche nur 
eine erste Stufe der Wertschöpfungskette ist, wobei die 
erzeugten Strommengen über den Großhandelsmarkt 
vermarktet werden. 

(15) Der Antrag des BDEW bezieht sich auf die Stromerzeu­
gung und den Stromgroßhandel. In seiner Stellungnahme 
definiert das Bundeskartellamt den Produktmarkt als „ei­
nen Markt für den Erstabsatz von Elektrizität“ ( 3 ), der den 
erstmaligen Absatz aller Elektrizitätsversorger aus eigener 
Erzeugung sowie die Netto-Importe von Elektrizität um­
fasst, nicht jedoch das anschließende Zweitgeschäft der 
Marktteilnehmer mit Elektrizität. Außerdem ist das Bun­
deskartellamt der Auffassung, dass die Erzeugung und 
Vermarktung von Strom, der dem EEG unterliegt (im 
Folgenden EEG-Strom), nicht Teil dieses Marktes ist. 

(16) Nach Auffassung des Bundeskartellamts ist der Markt für 
EEG-Strom in Bezug auf den Erstabsatz ein separater 
Markt. EEG-Strom wird in der Regel nicht direkt auf 
dem Großhandelsmarkt abgesetzt, sondern zuerst von 
den Übertragsnetzbetreibern zu einem gesetzlich fest­
gelegten Vergütungssatz abgenommen. Danach verkaufen 
sie den EEG-Strom auf dem Großhandelsmarkt. 

(17) Das Bundeskartellamt kommt zu dem Schluss, dass die 
Erzeugung und Vermarktung von EEG-Strom nicht wett­
bewerblich organisiert ist, sondern unabhängig von 
Nachfrage- und Preissignalen erfolgt ( 4 ). Diese Schlussfol­
gerung stützt sich insbesondere auf folgende Fakten: 

(18) EEG-Strom genießt Einspeisevorrang. Die Erzeugung von 
EEG-Strom erfolgt daher völlig losgelöst von der Nach­
frage. Die Erzeugung und Einspeisung sind ebenfalls un­
abhängig von den Preisen, da die Betreiber Anspruch auf 
eine gesetzlich festgelegte Vergütung haben. Die ÜNB 
vermarkten den EEG-Strom nach rechtlichen Vorgaben 
auf dem Spot-Markt, dabei haben sie jedoch keinen 
Gestaltungsspielraum. 

(19) Ferner stellte das Bundeskartellamt fest, dass nach dem 
Gesetz EEG-Strom direkt vermarktet werden kann und 
ein bestimmter Prozentsatz der Betreiber diese Möglich­

keit nutzt. Nach dem EEG können Betreiber von EEG- 
Anlagen am ersten Kalendertag eines Monats zwischen 
der Direktvermarktung und der Vergütung nach dem 
EEG wechseln. Je nach Marktpreisprognose und in Ab­
hängigkeit von der Nachfrage können EEG-Anlagen­
betreiber somit jeden Monat entscheiden, welche Form 
der Vermarktung für sie die beste ist. Die Direktvermark­
tung wird jedoch künftig nur von marginaler Bedeutung 
sein. 

(20) Nach der EEG-Novelle, die Anfang 2012 in Kraft trat, 
haben EEG-Anlagenbetreiber, wie oben dargestellt, die 
Möglichkeit, den von ihnen erzeugten Strom selbst zu 
vermarkten und zusätzlich eine Marktprämie zu erhalten. 
Die Marktprämie soll die Differenz zwischen der EEG- 
Festvergütung und dem monatlich ex-post ermittelten 
durchschnittlichen Börsenpreis ersetzen. Die Inanspruch­
nahme der Marktprämie ist jedoch optional, d. h. die 
Betreiber von EEG-Anlagen können in der Festvergütung 
bleiben oder monatlich in diese zurückkehren. Der 
größte Anteil des EEG-Stroms wird jedoch voraussichtlich 
über die Übertragungsnetzbetreiber vermarktet werden. 
Überdies ändert das Marktprämienmodell nichts an der 
Tatsache, dass die Gesamtvergütungshöhe für EEG-Erzeu­
ger nicht primär durch Marktpreise bestimmt wird ( 5 ). 

(21) Das Bundeskartellamt stellt daher fest, dass von der EEG- 
Erzeugung zwar ein gewisser Wettbewerbsdruck auf die 
konventionelle Erzeugung ausgeht, das Umgekehrte je­
doch nicht zutrifft. Daher kann EEG-Strom nicht demsel­
ben Markt wie konventioneller Strom zugeordnet wer­
den, da bei den für die Erstvermarktung vorherrschenden 
Marktbedingungen erhebliche Unterschiede zwischen die­
sen beiden Erzeugungsformen bestehen. Der Erstabsatz 
von EEG-Strom erfolgt überdies überwiegend durch die 
Übertragungsnetzbetreiber. Der Markt unterscheidet sich 
daher offensichtlich auch von der Nachfrageseite her be­
trachtet vom Großhandelsmarkt für konventionellen 
Strom. 

(22) Unter Berücksichtigung der besonderen Merkmale des 
deutschen Strommarkts wird für eine Prüfung der Bedin­
gungen des Artikels 30 Absatz 1 der Richtlinie 
2004/17/EG und unbeschadet des Wettbewerbsrechts 
der relevante Produktmarkt als Markt für die Erzeugung 
und den Erstabsatz von konventionellem Strom definiert. 
Die Erzeugung und der Erstabsatz von EEG-Strom sind 
aus den oben dargelegten Gründen nicht Teil dieses 
Marktes und werden später getrennt beurteilt. 

Abgrenzung des räumlich relevanten Marktes 

(23) Der Antrag bezieht sich auf Tätigkeiten im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland. Der Antragsteller geht der 
Frage nach, ob es einen umfassenderen Markt gibt, der 
Deutschland und Österreich umfasst, und geht dabei von 
mehreren Tendenzen bei der Entwicklung des Regulie­
rungsrahmens, dem Umfang der Stromimporte und
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( 1 ) Sache COMP/M.4110 – EO.N/ENDESA vom 25.4.2006, Randnum­
mer 10, S. 3. 

( 2 ) Sache COMP/M.3696 – E.ON/MOL vom 21.1.2005, Randnummer 
223, Sache COMP/M.5467 —RWE-ESSENT vom 23.6.2009, Rand­
nummer 23. 

( 3 ) Stellungnahme des Bundeskartellamts, S. 6. 
( 4 ) Stellungnahme des Bundeskartellamts, S. 7. 

( 5 ) Die Vergütung eines einzelnen Betreibers kann trotzdem variieren, je 
nachdem, ob es ihm gelingt, seinen Strom zu einem Preis zu ver­
markten, der über dem monatlichen durchschnittlichen Preis liegt.



-exporte, der Marktkopplung und Engpassmanagement­
verfahren aus, gelangt aber zu dem Schluss, dass „dem 
Antragsteller eine abschließende Beurteilung darüber, ob 
dadurch bereits heute ein hinreichender Grad der Markt­
integration zwischen dem deutschen Stromgroßhandels­
markt und den entsprechenden Märkten der Nachbarstaa­
ten erreicht ist, um einen derartigen Regionalmarkt an­
zunehmen, nicht ohne Weiteres möglich“ ist. 

(24) Seit der Sektorunteruntersuchung geht das Bundeskartell­
amt von einem gemeinsamen Primärmarkt für Strom in 
Deutschland und Österreich aus. Diese Schlussfolgerung 
ergibt sich daraus, dass es keine Engpässe an den Grenz­
kuppelstellen zwischen Deutschland und Österreich und 
ein einheitliches Markt- und Preisgebiet an der European 
Power Exchange S.E. (EPEX) gibt. 

(25) In der bisherigen Kommissionspraxis wurden Strom­
märkte meistens als nationale Märkte ( 1 ) oder sogar als 
Märkte von noch kleinerem Umfang ( 2 ) definiert. Gele­
gentlich wurde offen gelassen, ob größere Märkte als 
nationale Märkte möglich sind ( 3 ). 

(26) Nach Auffassung der Kommission ist für eine Prüfung 
der Bedingungen des Artikels 30 Absatz 1 der Richtlinie 
2004/17/EG und unbeschadet des Wettbewerbsrechts 
eine abschließende Feststellung des genauen Umfangs 
des relevanten geografischen Markts für die Erzeugung 
und den Erstabsatz konventionellen Stroms nicht not­
wendig, da auch bei einer anderen Marktdefinition die 
Ergebnisse der Beurteilung dieselben wären. 

(27) Was die Erzeugung und den Erstabsatz von EEG-Strom 
betrifft, so könnte der geografische Umfang dieses Markts 
nicht über das Gebiet Deutschlands hinausgehen, da er 
auf den besonderen, im deutschen EEG festgelegten Be­
dingungen beruht. 

Marktanalyse 

Erzeugung und Erstabsatz von konventionellem Strom 

a) Marktanteile und Marktkonzentration 

(28) Ausgehend von ihrer ständigen Praxis ( 4 ) bei Entscheidun­
gen gemäß Artikel 30 kam die Kommission im Hinblick 
auf die Stromerzeugung zu dem Schluss: „Ein Indikator 

für den Grad des Wettbewerbs auf den nationalen Märk­
ten ist der Gesamtmarktanteil der drei größten Erzeuger“. 

(29) Laut Stellungnahme des Bundeskartellamts ( 5 ) betrug der 
kumulierte Marktanteil (bezogen auf die Einspeisung) der 
drei größten Erzeuger 74 % (2007) bzw. 73 % (2008) 
und 70 % (2010). Damit liegt der deutsche Strommarkt 
gegenüber früheren Freistellungsentscheidungen nach Ar­
tikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG im Mittelfeld ( 6 ). 

(30) Allerdings wird daran erinnert, dass die beiden größten 
Erzeuger, RWE und E.ON, die zusammen einen kumu­
lierten Marktanteil von 58 % haben ( 7 ), nicht dem Ver­
gaberecht unterliegen. 

(31) Mit diesem Beschluss soll festgestellt werden, ob die Er­
zeugung und der Erstabsatz von Strom auf Märkten mit 
freiem Zugang dem Wettbewerb bis zu einem Grad aus­
gesetzt sind, der gewährleistet, dass auch ohne die Dis­
ziplin, die durch die in der Richtlinie 2004/17/EG fest­
gelegten detaillierten Vorschriften für die Auftragsvergabe 
bewirkt wird, die Auftragsvergabe für die in Rede stehen­
den Tätigkeiten transparent und diskriminierungsfrei auf 
der Grundlage von Kriterien durchgeführt wird, anhand 
deren die wirtschaftlich günstigste Lösung ermittelt wer­
den kann. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, 
dass Unternehmen, die nicht den Vergabeverfahren un­
terliegen (d. h. RWE und E.ON), die Möglichkeit haben, 
Wettbewerbsdruck auf die anderen Marktakteure aus­
zuüben, wenn sie auf diesen Märkten tätig sind. Daran 
ändert sich nichts, selbst wenn Österreich in den relevan­
ten geografischen Markt einbezogen wird, da zu erwarten 
ist, dass in einem gemeinsamen Markt für Deutschland 
und Österreich die Marktanteile der größten Erzeuger nur 
etwas geringer ausfallen ( 8 ). 

(32) Der vorstehend genannte Sachverhalt kann hinsichtlich 
der Erzeugung und des Großhandels von konventionel­
lem Strom als Indikator dafür gewertet werden, dass die 
dem Vergaberecht unterliegenden Marktakteure dem di­
rekten Wettbewerb ausgesetzt sind. 

(33) Es sei auch darauf hingewiesen, dass im Arbeitspapier der 
Kommissionsdienststellen „2009-2010 Report on Pro­
gress in Creating the Internal Gas and Electricity Market“ 
(Bericht 2009-2010 über Fortschritte im Gas-
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( 1 ) Entscheidungen 2008/585/EG (ABl. L 188 vom 16.7.2008, S. 28, 
Erwägungsgrund 9) und 2008/741/EG der Kommission (ABl. L 251 
vom 19.9.2008, S. 35, Erwägungsgrund 9) und Sache 
COMP/M.3440 – ENI/EDP/GDP vom 9.12.2004, Randnummer 23. 

( 2 ) Beschluss 2010/403/EG der Kommission (ABl. L 186 vom 
20.7.2010, S. 44, Erwägungsgrund 9). 

( 3 ) Sache COMP/M.3268 – SYDKRAFT/GRANINGE vom 30.10.2003, 
Randnummer 27, und COMP/M.3665 – ENEL/SLOVENSKE ELEK­
TRARNE vom 26.4.2005, Randnummer 14. 

( 4 ) Entscheidungen 2009/47/EG (ABl. L 19 vom 23.1.2009, S. 57), 
2008/585/EG, 2008/741/EG, 2007/141/EG (ABl. L 62 vom 
1.3.2007, S. 23), 2007/706/EG (ABl. L 287 vom 1.11.2007, S. 18), 
2006/211/EG (ABl. L 76 vom 15.3.2006, S. 6) und 2006/422/EG 
der Kommission (ABl. L 168 vom 21.6.2006, S. 33). 

( 5 ) Stellungnahme des Bundeskartellamts, S. 9, Absatz 2 und S. 11. 
( 6 ) Im Vereinigten Königreich (39 %), Österreich (52 %) und Polen 

(55 %) sind die kumulierten Marktanteile der drei größten Erzeuger 
höher, während die entsprechenden Werte in Finnland (73,6 %) und 
Schweden (87 %) darüber liegen. 

( 7 ) Die Erzeugung wird unter Berücksichtigung eigener Kraftwerke, der 
Anteile an Gemeinschaftskraftwerken und langfristig vertraglich ge­
sicherter Kraftwerksleistungen (Bezugsrechte) berechnet. 

( 8 ) Stellungnahme des Bundeskartellamts, S. 9 Absatz 3.



und Strombinnenmarkt vom Juni 2011) ( 1 ) ein Rückgang 
der Marktkonzentration in Deutschland ( 2 ) gegenüber den 
Vorjahren festgestellt wurde und der deutsche Strom­
markt in die Kategorie der „mäßig konzentrierten Märk­
te“ ( 3 ) eingereiht wurde, d. h. in die Kategorie der Märkte 
mit einem Herfindahl-Hirchman-Index (HHI) ( 4 ) (kapazi­
tätsbezogen) von 750 bis 1 800. 

(34) Gestützt auf die oben angegebenen Zahlen kann für die­
sen Beschluss und unbeschadet des Wettbewerbsrechts 
hinsichtlich der Auftraggeber davon ausgegangen werden, 
dass der Marktkonzentrationsgrad als ein Indikator dafür 
angesehen werden kann, dass die Erzeugung und der 
Großhandel von konventionellem Strom in Deutschland 
einem gewissen Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind. 

b) Sonstige Faktoren 

(35) In den vergangenen Jahren (bis März 2011) war Deutsch­
land ein Nettostromexporteur. Infolge der Entscheidung, 
die Stromerzeugung mehrerer Kernkraftwerke nach und 
nach einzustellen, wurde Deutschland zum Nettoimpor­
teur. Daher besteht derzeit ein Wettbewerbsdruck auf 
dem Markt aufgrund der Möglichkeit, Strom von außer­
halb Deutschlands zu importieren. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass Investitionen in den deutschen Stromsektor 
nicht getätigt werden können, ohne andere Erzeuger in 
den umliegenden Ländern zu berücksichtigen. Diese Fak­
toren sollten daher so betrachtet werden, dass sie der 
abschließenden Feststellung nicht entgegenstehen, wo­
nach Auftraggeber, die auf dem deutschen Markt für 
die Erzeugung konventionellen Stroms tätig sind, dem 
Wettbewerb ausgesetzt sind. Ferner zeigt eine Analyse 
der Situation in Bezug auf den Lieferantenwechsel ( 5 ) 
durch die Verbraucher und die Liquidität auf dem Groß­
handelsmarkt ( 6 ), dass diese Faktoren der Schlussfolge­
rung nicht entgegenstehen, wonach Auftraggeber, die 
auf dem deutschen Markt für die Erzeugung konventio­

nellen Stroms tätig sind, dem Wettbewerb ausgesetzt 
sind. Schließlich ist auch zu beachten, dass der deutsche 
Ausgleichsmarkt ( 7 ) und dessen Hauptmerkmale (markt­
basierte Preise und Preisdifferenz zwischen positiver und 
negativer Regelenergie) ebenfalls der abschließenden Fest­
stellung nicht entgegenstehen, wonach Auftraggeber, die 
auf dem deutschen Markt für die Erzeugung konventio­
nellen Stroms tätig sind, dem Wettbewerb ausgesetzt 
sind. 

Erzeugung und Erstabsatz von EEG-Strom 

(36) EEG-Strom wird vorrangig an das Netz angeschlossen 
und hat bei der Netzeinspeisung Vorrang gegenüber kon­
ventionellem Strom; dies bedeutet, dass die EEG-Strom­
erzeugung unabhängig von der Nachfrage erfolgt. Da 
EEG-Strom in der Regel zu über dem Marktpreis liegen­
den Kosten erzeugt wird, wurde ein System eingeführt, in 
dem EEG-Strom besonders gefördert wird. EEG-Anlagen­
betreiber ( 8 ) sind berechtigt, einen gesetzlich festgelegten 
Vergütungssatz vom Übertragungsnetzbetreiber für einen 
Zeitraum von 20 Jahren und für das Jahr der Inbetrieb­
nahme zu erhalten. Diese Vergütung dient zur Deckung 
ihrer Kosten und liegt daher über dem Marktpreis. Sie 
können daher den von ihnen erzeugten Strom unabhän­
gig vom Börsenpreis in das Netz einspeisen ( 9 ). 

(37) EEG-Strom wird in der Regel nicht direkt auf dem Groß­
handelsmarkt abgesetzt, sondern zuerst von den Über­
tragsnetzbetreibern zu einem gesetzlich festgelegten Ver­
gütungssatz abgenommen. Die Übertragungsnetzbetreiber 
sind für die Vermarktung von EEG-Strom auf dem Bör­
senspotmarkt verantwortlich, woraus ihnen ein Verlust 
entsteht. Diese Kosten werden letztlich von den Strom­
letztverbrauchern getragen, die ihren Stromversorgungs­
unternehmen eine besondere EEG-Umlage zahlen, die da­
nach an die Übertragungsnetzbetreiber weitergegeben 
wird. Stromversorgungsunternehmen, die mehr als 50 % 
EEG-Strom abnehmen, wobei mindestens 20 % des 
Stroms aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie 
stammt, zahlen eine niedrigere EEG-Umlage.
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( 1 ) http://ec.europa.eu/energy/gas_electricity/legislation/doc/20100609_ 
internal_market_report_2009_2010.pdf 

( 2 ) Siehe Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen, S. 7, Absatz 4. 
( 3 ) Tabelle 3.1 des technischen Anhangs, S. 12 des technischen 

Anhangs des Arbeitspapiers der Kommissionsdienststellen 
„2009-2010 Report on Progress in Creating the Internal Gas and 
Electricity Market“ vom Juni 2011. 

( 4 ) Herfindahl-Hirschmann-Index: Der HHI ist definiert als die Summe 
der Quadrate der Marktanteile der einzelnen Unternehmen. Die 
Spanne kann von 0 bis 10 000 und von einer sehr großen Anzahl 
sehr kleiner Unternehmen bis zu einem einzigen Monopolerzeuger 
reichen. Ein Rückgang des HHI deutet in der Regel auf mehr Wett­
bewerb, ein Anstieg auf das Gegenteil hin. 

( 5 ) Nach Tabelle 2.1 (S. 6) und Tabelle 2.2 (S. 7) des technischen 
Anhangs des Arbeitspapiers der Kommissionsdienststellen 
„2009-2010 Report on Progress in Creating the Internal Gas and 
Electricity Market“ (Bericht 2009-2010 über Fortschritte bei der 
Schaffung des Gas- und Strombinnenmarkts) vom Juni 2011 betrug 
2009 die Wechselrate in der Großindustrie volumenbezogen 10,7 % 
und bezogen auf die jeweils in Frage kommende Messstelle 15,6 %. 

( 6 ) Dem Monitoringbericht 2011 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, S. 28, zufolge ist 
der deutsche Großhandelsmarkt äußerst liquide. Das Volumen des 
Großhandels belief sich 2010 auf schätzungsweise 10 600 TWh, 
was mehr als das Siebzehnfache des tatsächlichen Elektrizitätsbedarfs 
in Deutschland ist. 

( 7 ) Das Funktionieren der Ausgleichsmechanismen sollte ebenfalls als 
weiterer Indikator herangezogen werden, auch wenn diese Mecha­
nismen nur einen kleinen Teil der in einem Mitgliedstaat erzeugten 
und/oder verbrauchten Elektrizitätsmenge erfassen. Denn wenn es 
einen großen Unterschied gibt zwischen dem Preis, zu dem die 
Übertragungsnetzbetreiber Regelenergie bereitstellen, und dem Preis, 
zu dem sie überschüssige Erzeugung zurückkaufen, kann dies für 
kleinere Marktteilnehmer ein Problem sein und die Entwicklung 
des Wettbewerbs unterlaufen. 

( 8 ) Im Sinne dieses Beschlusses und im Einklang mit dem EEG ist „EEG- 
Anlage“ jede Einrichtung zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren 
Energien oder aus Grubengas. Als Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas gelten auch 
solche Einrichtungen, die zwischengespeicherte Energie, die aus­
schließlich aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas stammt, 
aufnehmen und in elektrische Energie umwandeln, und „EEG-Anla­
genbetreiber“, wer unabhängig vom Eigentum die Anlage für die 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gruben­
gas nutzt. 

( 9 ) Die Vergütungssätze für EEG-Strom liegen regelmäßig über dem 
Börsenpreis; EEG-Strom ist daher teurer als konventionell erzeugter 
Strom. Diese Mehrkosten müssen von den Energieverbrauchern über 
die EEG-Umlage (3,5 Cent/kWh im Jahr 2011) getragen werden.
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(38) Die Betreiber von EEG-Anlagen haben auch die Möglich­
keit der „Direktvermarktung“ des erzeugten Stroms. Dies 
bedeutet, dass ein EEG-Anlagenbetreiber auf die gesetz­
lich festgelegte Vergütung verzichten und sich dafür ent­
scheiden kann, den Strom direkt auf dem Spotmarkt zu 
verkaufen. Wegen der hohen Erzeugungskosten von EEG- 
Strom ist die Direktvermarktung außerhalb der gesetzlich 
festgelegten Bedingungen in der Regel keine gangbare 
Option. In der Vergangenheit wurde dieses Verfahren 
hauptsächlich in begrenztem Umfang dann genutzt, 
wenn die Abnehmer eine Ausnahme von der zusätzli­
chen EEG-Umlage erhalten konnten, indem sie eine be­
stimmte, direkt vom Erzeuger bezogene EEG-Strom­
menge mit konventionellem Strom kombinierten ( 1 ). 
Mit dem neuen EEG-Gesetz, das Anfang 2012 in Kraft 
trat, wurde die Möglichkeit dieser besonderen Ausnahme 
begrenzt, weshalb mit einem Rückgang dieser Form der 
Direktvermarktung gerechnet wird ( 2 ). 

(39) Das neue Gesetz sieht eine neue Möglichkeit der Direkt­
vermarktung vor: Diese beinhaltet jedoch die Zahlung 
einer Marktprämie an die EEG-Stromerzeuger, die die 
Differenz zwischen ihren höheren Kosten und dem 
durchschnittlichen Marktpreis deckt (im Folgenden 
„Marktprämienmodell“). Die Übertragungsnetzbetreiber 
schätzen, dass 201215 % aller verkauften erneuerbaren 
Energien zusammengenommen über das Marktprämien­
modell verkauft werden ( 3 ). Daraus kann der Schluss ge­
zogen werden, dass jetzt und in naher Zukunft der bei 
weitem größte Teil des EEG-Stroms nach dem Regime 
der gesetzlich festgelegten Vergütungen und über die 
Übertragungsnetzbetreiber vermarktet wird. Eine nicht 
subventionierte Direktvermarktung wird nur eine margi­
nale Rolle spielen. 

(40) Aus den oben genannten Gründen sind die Erzeugung 
und der Erstabsatz von EEG-Strom Teil eines regulierten 
Systems, in dem die Erzeuger eine Vergütung auf der 
Basis einer gesetzlich festgelegten Zahlung erhalten. Sie 
sind dem Wettbewerb nicht ausgesetzt, da sie ihren EEG- 
Strom unabhängig vom vorherrschenden Marktpreis ein­
speisen können. Aufgrund des Einspeisevorrangs können 
sie außerdem alle von ihnen erzeugten Mengen absetzen. 
Daher kann nicht der Schluss gezogen werden, dass die 
Tätigkeit von EEG-Stromerzeugern dem Wettbewerb aus­
gesetzt ist. Folglich müssen keine weiteren Indikatoren, 
etwa die in Erwägungsgrund 6 genannten, bewertet wer­
den. 

IV. FAZIT 

(41) Angesichts des vorstehend untersuchten Sachverhalts 
sollte davon ausgegangen werden, dass die in Artikel 30 
Absatz 1 der Richtlinie 2004/17/EG festgelegte Bedin­

gung, dass eine Tätigkeit unmittelbar dem Wettbewerb 
ausgesetzt ist, hinsichtlich der Auftraggeber für die Erzeu­
gung und den Großhandel von konventionellem Strom 
in Deutschland erfüllt ist. 

(42) Ferner sollte, da die Bedingung des freien Zugangs zum 
Markt als erfüllt gilt, die Richtlinie 2004/17/EG weder 
gelten, wenn Auftraggeber Aufträge vergeben, die die 
Erzeugung und den Großhandel von konventionellem 
Strom in Deutschland ermöglichen sollen, noch wenn 
sie Wettbewerbe für die Ausübung einer solchen Tätig­
keit in diesem geografischen Bereich durchführen. 

(43) Allerdings sollte davon ausgegangen werden, dass die in 
Artikel 30 Absatz 1 der Richtlinie 2004/17/EG fest­
gelegte Bedingung, dass eine Tätigkeit unmittelbar dem 
Wettbewerb ausgesetzt ist, hinsichtlich der Auftraggeber 
für die Erzeugung und den Erstabsatz von EEG-Strom in 
Deutschland nicht erfüllt ist. 

(44) Da die Erzeugung und der Erstabsatz von EEG-Strom 
weiterhin den Bestimmungen der Richtlinie 2004/17/EG 
unterliegen, sei daran erinnert, dass Aufträge, die mehrere 
Tätigkeiten betreffen, gemäß Artikel 9 der Richtlinie 
2004/17/EG zu behandeln sind. Dies bedeutet, dass 
wenn ein Auftraggeber „gemischte“ Aufträge vergibt, d. 
h. Aufträge für die Durchführung sowohl von Tätigkei­
ten, die von der Anwendung der Richtlinie 2004/17/EG 
freigestellt sind, als auch von Tätigkeiten, die nicht frei­
gestellt sind, darauf zu achten ist, welche Tätigkeit Haupt­
gegenstand des Auftrags ist. Bei solchen gemischten Auf­
trägen ist, wenn der Auftrag in erster Line die Förderung 
der Erzeugung und des Großhandels von EEG-Strom be­
trifft, die Richtlinie 2004/17/EG anzuwenden. Lässt sich 
objektiv nicht feststellen, welche Tätigkeit der Haupt­
gegenstand des Auftrags ist, ist der Auftrag nach Maß­
gabe von Artikel 9 Absätze 2 und 3 der Richtlinie 
2004/17/EG zu vergeben. Dieser Beschluss beruht auf 
der Rechts- und Sachlage von Oktober 2011 bis Februar 
2012, wie sie aus den vom BDEW und den deutschen 
Behörden vorgelegten Informationen hervorgeht. Er kann 
geändert werden, falls signifikante Änderungen der 
Rechts- oder der Sachlage dazu führen, dass die Bedin­
gungen für die Anwendbarkeit von Artikel 30 Absatz 1 
der Richtlinie 2004/17/EG hinsichtlich der Erzeugung 
und des Großhandels von konventionellem Strom nicht 
mehr erfüllt sind. 

(45) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ste­
hen im Einklang mit der Stellungnahme des Beratenden 
Ausschusses für das öffentliche Auftragswesen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie 2004/17/EG gilt nicht für Aufträge, die von Auf­
traggebern vergeben werden und die Erzeugung und den Erstab­
satz von aus konventionellen Quellen erzeugtem Strom in 
Deutschland ermöglichen sollen.
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( 1 ) Dieses Phänomen wurde gelegentlich als „Grünstromprivileg“ be­
zeichnet. 

( 2 ) Für 2012 schätzen die Übertragungsnetzbetreiber den Anteil dieser 
Direktvermarktung (§33b EEG (2012)) auf 3,7 %. 
Siehe http://www.eeg-kwk.net/de/file/111115_Eckwerte_Einspeisung 
_final.pdf. 

( 3 ) Siehe http://www.eeg-kwk.net/de/file/111115_Eckwerte_Einspeisung 
_final.pdf.

http://www.eeg-kwk.net/de/file/111115_Eckwerte_Einspeisung_final.pdf
http://www.eeg-kwk.net/de/file/111115_Eckwerte_Einspeisung_final.pdf
http://www.eeg-kwk.net/de/file/111115_Eckwerte_Einspeisung_final.pdf
http://www.eeg-kwk.net/de/file/111115_Eckwerte_Einspeisung_final.pdf


Für diesen Beschluss bedeutet „aus konventionellen Quellen erzeugter Strom“ Strom, der nicht unter das 
EEG fällt. Ferner bezeichnet der Begriff „erneuerbare Energien“ im Sinne des EEG und zu den darin fest­
gelegten Bedingungen Wasserkraft einschließlich der Wellen-, Gezeiten-, Salzgradienten- und Strömungs­
energie, Windenergie, solare Strahlungsenergie, Geothermie, Energie aus Biomasse einschließlich Biogas, 
Biomethan, Deponiegas und Klärgas sowie aus dem biologisch abbaubaren Anteil von Abfällen aus Haus­
halten und Industrie. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Bundesrepublik Deutschland gerichtet. 

Brüssel, den 24. April 2012 

Für die Kommission 

Michel BARNIER 
Mitglied der Kommission
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 24. April 2012 

zur Anerkennung Serbiens als frei von Clavibacter michiganensis ssp. sepedonicus (Spieckermann & 
Kotthoff) Davis et al. 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 2524) 

(2012/219/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 
2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen 
die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse ( 1 ), insbesondere auf An­
hang III Teil A Nummer 12, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang III Teil A Nummer 12 der Richtlinie 
2000/29/EG sieht ein allgemeines Verbot der Knollen 
von Arten von Solanum L. und ihren Hybriden, außer 
den in den Nummern 10 und 11 des Teils A genannten 
Knollen, einschließlich der Knollen von Solanum tubero­
sum L. mit Ursprung in Drittländern, vor. Dieses Verbot 
soll nicht für europäische Drittländer gelten, die als frei 
von Clavibacter michiganensis ssp. sepedonicus (Spiecker­
mann & Kotthoff) Davis et al. („der Organismus“) an­
erkannt worden sind. 

(2) Nach amtlichen Berichten Serbiens im Zusammenhang 
mit Erhebungskampagnen, die in den Jahren 2009, 
2010 und 2011 durchgeführt wurden, und nach den 
bei einem Auditbesuch des Lebensmittel- und Veterinär­
amtes vom November und Dezember 2009 in diesem 
Land gesammelten Informationen tritt dieser Organismus 
in Serbien nicht auf und hat dieses Land auf Einfuhren 
und die einheimische Produktion von Knollen von Sola­
num tuberosum L. Verfahren zur Kontrolle, Inspektion und 
Untersuchung auf den Organismus angewandt. 

(3) Daher sollte Serbien als frei von dem Organismus an­
erkannt werden. 

(4) Dieser Beschluss ergeht unbeschadet etwaiger späterer 
Feststellungen, aus denen hervorgehen könnte, dass der 
Organismus in Serbien auftritt. 

(5) Die Kommission wird Serbien auffordern, jährlich die 
erforderlichen Informationen vorzulegen, anhand deren 
überprüft werden kann, ob Serbien weiterhin frei von 
dem Organismus ist. 

(6) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzenschutz — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anerkennung 

Serbien wird als frei von Clavibacter michiganensis ssp. sepedonicus 
(Spieckermann & Kotthoff) Davis et al. anerkannt. 

Artikel 2 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 24. April 2012 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

BESCHLUSS Nr. 1/2012 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES EU-EFTA „GEMEINSAMES 
VERSANDVERFAHREN“ 

vom 19. Januar 2012 

über eine Einladung an Kroatien, dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein gemeinsames 
Versandverfahren beizutreten 

(2012/220/EU) 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein gemeinsames Versandverfahren ( 1 ) (im 
Folgenden „Übereinkommen“), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe e, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Förderung der Handelsbeziehungen mit Kroatien würde durch ein gemeinsames Versandverfahren 
für Warenbeförderungen zwischen Kroatien und der Europäischen Union, der Republik Island, dem 
Königreich Norwegen und der Schweizerischen Eidgenossenschaft erleichtert. 

(2) Um dieses Verfahren zu erreichen, ist es angebracht, Kroatien einzuladen, dem Übereinkommen 
beizutreten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gemäß Artikel 15a des Übereinkommens wird Kroatien eingeladen, zum 1. Juli 2012 auf der Grundlage des 
im Anhang beigefügten Briefwechsels zwischen dem Rat der Europäischen Union und Kroatien diesem 
Übereinkommen beizutreten. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Januar 2012. 

Für den Gemischten Ausschuss 
Der Vorsitzende 

Mirosław ZIELIŃSKI
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ANHANG 

SCHREIBEN Nr. 1 

Mitteilung des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA über eine Einladung an Kroatien, dem 
Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein gemeinsames Versandverfahren beizutreten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich beehre mich, Sie von dem Beschluss des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Gemeinsames Versandverfahren“ vom 
19. Januar 2012 (Beschluss Nr. 1/2012) über eine Einladung an Kroatien, Vertragspartei des Übereinkommens vom 
20. Mai 1987 über ein gemeinsames Versandverfahren zu werden, in Kenntnis zu setzen. Die Europäische Union ersucht 
Kroatien, die Zusicherung zu geben, dass es das genannte Übereinkommen in nichtdiskriminierender Weise auf alle 
Mitgliedstaaten anwenden wird. 

Der Beitritt Kroatiens zum Übereinkommen kann nach Artikel 15a des Übereinkommens durch Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde sowie einer Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache Kroatiens beim Generalsekretariat 
des Rates der Europäischen Union erfolgen. 

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Der Generalsekretär 
Generalsekretariat des Rates der 

Europäischen Union 

SCHREIBEN Nr. 2 

Urkunde über den Beitritt Kroatiens zum Übereinkommen über ein gemeinsames Versandverfahren 

Kroatien — 

in Kenntnis des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Gemeinsames Versandverfahren“ vom 19. Januar 
2012 (Beschluss Nr. 1/2012) über eine Einladung an Kroatien, dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein 
gemeinsames Versandverfahren (im Folgenden „Übereinkommen“) beizutreten, 

unter Berücksichtigung der Einladung, dem Übereinkommen beizutreten, und 

in dem Wunsch, Vertragspartei des Übereinkommens zu werden — 

TRITT HIERMIT DEM ÜBEREINKOMMEN BEI; 

Fügt dieser Urkunde eine Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache Kroatiens bei; 

Erklärt, alle Empfehlungen und Beschlüsse des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Gemeinsames Versandverfahren“ an­
zunehmen, die dieser zwischen dem 19. Januar 2012 und dem Tag ausspricht bzw. fasst, an dem der Beitritt Kroatiens 
nach Artikel 15a des Übereinkommens wirksam wird. 

Geschehen zu …
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BESCHLUSS Nr. 1/2012 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES EU-EFTA „VEREINFACHUNG DER 
FÖRMLICHKEITEN IM WARENVERKEHR“ 

vom 19. Januar 2012 

über eine Einladung an Kroatien, dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der 
Förmlichkeiten im Warenverkehr beizutreten 

(2012/221/EU) 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Übereinkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Waren­
verkehr ( 1 ) (im Folgenden „Übereinkommen“), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Warenaustausch mit Kroatien würde durch eine Vereinfachung der Förmlichkeiten für den 
Warenverkehr zwischen Kroatien und der Europäischen Union, der Republik Island, dem Königreich 
Norwegen und der Schweizerischen Eidgenossenschaft erleichtert werden. 

(2) Um diese Erleichterung zu erreichen, ist es angebracht, Kroatien einzuladen, dem Übereinkommen 
beizutreten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gemäß Artikel 11a des Übereinkommens wird Kroatien eingeladen, zum 1. Juli 2012 auf der Grundlage des 
im Anhang zu diesem Beschluss beigefügten Briefwechsels zwischen dem Rat der Europäischen Union und 
Kroatien diesem Übereinkommen beizutreten. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Januar 2012. 

Für den Gemischten Ausschuss 
Der Vorsitzende 

Mirosław ZIELIŃSKI
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ANHANG 

SCHREIBEN Nr. 1 

Mitteilung des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA über eine Einladung an Kroatien, dem 
Übereinkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr beizutreten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich beehre mich, Sie von dem Beschluss des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Vereinfachung der Förmlichkeiten im 
Warenverkehr“ vom 19. Januar 2012 (Beschluss Nr. 1/2012) über eine Einladung an Kroatien, Vertragspartei des Über­
einkommens vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr zu werden, in Kenntnis zu 
setzen. 

Der Beitritt Kroatiens zum Übereinkommen kann nach Artikel 11a des Übereinkommens durch Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde sowie einer Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache Kroatiens beim Generalsekretariat 
des Rates der Europäischen Union erfolgen. 

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Der Generalsekretär 
Generalsekretariat des Rates der 

Europäischen Union 

SCHREIBEN Nr. 2 

Urkunde über den Beitritt Kroatiens zum Übereinkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der 
Förmlichkeiten im Warenverkehr 

Kroatien — 

in Kenntnis des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Vereinfachung der Förmlichkeiten“ im Warenverkehr 
vom 19. Januar 2012 (Beschluss Nr. 1/2012) über eine Einladung an Kroatien, dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 
zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr (im Folgenden „Übereinkommen“) beizutreten, 

in dem Wunsch, Vertragspartei des Übereinkommens zu werden — 

Tritt hiermit dem Übereinkommen bei; 

Fügt dieser Urkunde eine Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache Kroatiens bei; 

Erklärt, alle Empfehlungen und Beschlüsse des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Vereinfachung der Förmlichkeiten im 
Warenverkehr“ anzunehmen, die dieser zwischen dem 19. Januar 2012 und dem Tag ausspricht bzw. fasst, an dem der 
Beitritt Kroatiens nach Artikel 11a des Übereinkommens wirksam wird. 

Geschehen zu …
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BESCHLUSS Nr. 2/2012 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES EU-EFTA „GEMEINSAMES 
VERSANDVERFAHREN“ 

vom 19. Januar 2012 

über eine Einladung an die Türkei, dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein gemeinsames 
Versandverfahren beizutreten 

(2012/222/EU) 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein gemeinsames Versandverfahren ( 1 ) (im 
Folgenden „Übereinkommen“), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe e, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Förderung der Handelsbeziehungen mit der Türkei würde durch ein gemeinsames Versandver­
fahren für Warenbeförderungen zwischen der Türkei und der Europäischen Union, der Republik 
Island, dem Königreich Norwegen und der Schweizerischen Eidgenossenschaft erleichtert. 

(2) Um dieses Verfahren zu erreichen, ist es angebracht, die Türkei einzuladen, dem Übereinkommen 
beizutreten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gemäß Artikel 15a des Übereinkommens wird die Türkei eingeladen, zum 1. Juli 2012 auf der Grundlage 
des im Anhang beigefügten Briefwechsels zwischen dem Rat der Europäischen Union und der Türkei diesem 
Übereinkommen beizutreten. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Januar 2012. 

Für den Gemischten Ausschuss 
Der Vorsitzende 

Mirosław ZIELIŃSKI
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ANHANG 

SCHREIBEN Nr. 1 

Mitteilung des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA über eine Einladung an die Türkei, dem 
Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein gemeinsames Versandverfahren beizutreten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich beehre mich, Sie von dem Beschluss des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Gemeinsames Versandverfahren“ vom 
19. Januar 2012 (Beschluss Nr. 2/2012) über eine Einladung an die Türkei, Vertragspartei des Übereinkommens vom 
20. Mai 1987 über ein gemeinsames Versandverfahren zu werden, in Kenntnis zu setzen. Die Europäische Union ersucht 
die Türkei, die Zusicherung zu geben, dass sie das genannte Übereinkommen in nichtdiskriminierender Weise auf alle 
Mitgliedstaaten anwenden wird. 

Der Beitritt der Türkei zum Übereinkommen kann nach Artikel 15a des Übereinkommens durch Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde sowie einer Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache der Türkei beim Generalsekretariat 
des Rates der Europäischen Union erfolgen. 

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Der Generalsekretär 
Generalsekretariat des Rates der 

Europäischen Union 

SCHREIBEN Nr. 2 

Urkunde über den Beitritt der Türkei zum Übereinkommen über ein gemeinsames Versandverfahren 

Die Türkei — 

in Kenntnis des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Gemeinsames Versandverfahren“ vom 19. Januar 
2012 (Beschluss Nr. 2/2012) über eine Einladung an die Türkei, dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein 
gemeinsames Versandverfahren (im Folgenden „Übereinkommen“) beizutreten, 

unter Berücksichtigung der Einladung, dem Übereinkommen beizutreten, und 

in dem Wunsch, Vertragspartei des Übereinkommens zu werden — 

Tritt hiermit dem Übereinkommen bei; 

Fügt dieser Urkunde eine Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache der Türkei bei; 

Erklärt, alle Empfehlungen und Beschlüsse des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Gemeinsames Versandverfahren“ an­
zunehmen, die dieser zwischen dem 19. Januar 2012 und dem Tag ausspricht bzw. fasst, an dem der Beitritt der Türkei 
nach Artikel 15a des Übereinkommens wirksam wird. 

Geschehen zu …
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BESCHLUSS Nr. 2/2012 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES EU-EFTA „VEREINFACHUNG DER 
FÖRMLICHKEITEN IM WARENVERKEHR“ 

vom 19. Januar 2012 

über eine Einladung an die Türkei, dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der 
Förmlichkeiten im Warenverkehr beizutreten 

(2012/223/EU) 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Übereinkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Waren­
verkehr ( 1 ) (im Folgenden „Übereinkommen“), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Vorbereitung auf die Erweiterung der Europäischen Union um die Türkei würde der Warenaus­
tausch mit der Türkei durch eine Vereinfachung der Förmlichkeiten für den Warenverkehr zwischen 
der Türkei und der Europäischen Union, der Republik Island, dem Königreich Norwegen und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft erleichtert. 

(2) Um diese Erleichterung zu erreichen, ist es angebracht, die Türkei einzuladen, dem Übereinkommen 
beizutreten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gemäß Artikel 11a des Übereinkommens wird die Türkei eingeladen, zum 1. Juli 2012 auf der Grundlage 
des im Anhang zu diesem Beschluss beigefügten Briefwechsels zwischen dem Rat der Europäischen Union 
und der Türkei diesem Übereinkommen beizutreten. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Brussels, den 19. Januar 2012 

Für den Gemischten Ausschuss 
Der Vorsitzende 

Mirosław ZIELIŃSKI
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ANHANG 

SCHREIBEN Nr. 1 

Mitteilung des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA über eine Einladung an die Türkei, dem 
Übereinkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr beizutreten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich beehre mich, Sie von dem Beschluss des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Vereinfachung der Förmlichkeiten im 
Warenverkehr“ vom 19. Januar 2012 (Beschluss Nr. 2/2012) über eine Einladung an die Türkei, Vertragspartei des 
Übereinkommens vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr zu werden, in Kenntnis 
zu setzen. 

Der Beitritt der Türkei zum Übereinkommen kann nach Artikel 11a des Übereinkommens durch Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde sowie einer Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache der Türkei beim Generalsekretariat 
des Rates der Europäischen Union erfolgen. 

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Der Generalsekretär 
Generalsekretariat des Rates der 

Europäischen Union 

SCHREIBEN Nr. 2 

Urkunde über den Beitritt der Türkei zum Übereinkommen zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im 
Warenverkehr 

Die Türkei — 

in Kenntnis des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr“ 
vom 19. Januar 2012 (Beschluss Nr. 2/2012) über eine Einladung an die Türkei, dem Übereinkommen vom 20. Mai 
1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr (im Folgenden „Übereinkommen“) beizutreten, 

in dem Wunsch, Vertragspartei des Übereinkommens zu werden — 

TRITT HIERMIT DEM ÜBEREINKOMMEN BEI; 

fügt dieser Urkunde eine Übersetzung des Übereinkommens in der Amtssprache der Türkei bei; 

erklärt, alle Empfehlungen und Beschlüsse des Gemischten Ausschusses EU-EFTA „Vereinfachung der Förmlichkeiten im 
Warenverkehr“ anzunehmen, die dieser zwischen dem 19. Januar 2012 und dem Tag ausspricht bzw. fasst, an dem der 
Beitritt der Türkei nach Artikel 11a des Übereinkommens wirksam wird. 

Geschehen zu …
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